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KN Nr. 2 Änderung in der Zusammensetzung 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission 

Ha n nover, den 18. Juni 2019  

Die Zusammensetzung der Arbeits- und Dienst-
rechtlichen Kommission (Mitteilung vom 18. Okto-
ber 2017 – Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 151, vom 
04. Mai 2018 – Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 26, 
vom 16. Juli 2018 - Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 54 
und vom 05. November 2018 - Kirchl. Amtsbl. Han-
nover S. 95) hat sich wie folgt geändert:

als Vertreter der Anstellungsträger

b) aus der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche in Braunschweig:

 Herr Landeskirchenrat Christian Fehr-
mann, Wolfenbüttel, wird mit Wirkung vom 
01.07.2019 als Vertreter von Herrn Landeskir-
chenrat Raimund Hirsch in die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission entsandt.

 Herr Oberlandeskirchenrat Hans-Peter 
Vollbach, Wolfenbüttel, der bisherige Ver-
treter von Herrn Landeskirchenrat Raimund 
Hirsch, scheidet mit Ablauf des 30.06.2019 
aus der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kom-
mission aus. 

c)  aus der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in Oldenburg:

 Herr Kirchenoberamtsrat Burkhard 
Streich, Schortens, bisher Vertreter von 
Frau Oberkirchenrätin Dr. Susanne 
Teichmanis, wird mit Wirkung vom 
01.07.2019 als Mitglied in die Arbeits- und 
Dienstrechtliche Kommission entsandt. 

 Frau Stephanie Meins, Oldenburg, schei-
det mit Ablauf des 30.06.2019 aus der Arbeits- 
und Dienstrechtlichen Kommission aus. 

 Frau Petra Fayn, Oldenburg, bisher Ver-
treterin von Frau Stephanie Meins, wird mit 
Wirkung vom 01.07.2019 als Vertreterin von 
Herrn Kirchenoberamtsrat Burkhard Streich in 
die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
entsandt.

 Frau Lena Oltmann, Oldenburg, wird mit 
Wirkung vom 01.07.2019 als Vertreterin von 
Frau Oberkirchenrätin Dr. Susanne Teichmanis 
in die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommissi-
on entsandt. 

Konföderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen

- Geschäftsstelle -

R a d t k e

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
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Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 11 Verfassung der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers  
(Kirchenverfassung – KVerf)

Vom 16. Mai 2019
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I. Gesetze und Verordnungen
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Präambel

Die Kirche lebt aus dem Wort des dreieinigen 
Gottes und seiner Verheißung. Die Evangelisch-
lutherische Landeskirche Hannovers hat Teil an der 
einen, heiligen, allgemeinen und apostolischen Kir-
che Jesu Christi. Sie erfüllt ihre Aufgaben in der 
Bindung an den Auftrag Jesu Christi zur Verkündi-
gung des Evangeliums und in der darin begründe-
ten Freiheit.

Grundlage der Verkündigung in der Landeskirche 
ist das in Jesus Christus offenbar gewordene Wort 
Gottes, wie es in der Heiligen Schrift Alten und 
Neuen Testaments gegeben, wie es in den Bekennt-
nisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche 
maßgebend bekannt und wie es aufs Neue in der 
Theologischen Erklärung der Bekenntnissynode von 
Barmen bezeugt worden ist.

Auf dieser Grundlage gibt sich die Evangelisch-
lutherische Landeskirche Hannovers die folgende 
Verfassung.

Teil 1 – Allgemeine Bestimmungen

Abschnitt 1: Grundlegende Artikel

Artikel 1 – Auftrag der Kirche

(1) 1Die Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers mit allen ihren Mitgliedern und 
Mitarbeitenden in den Kirchengemeinden und 
weiteren Körperschaften, Einrichtungen und 
anderen Formen kirchlichen Lebens trägt Ver-
antwortung für die Erhaltung und Förderung 
der Verkündigung des Wortes Gottes und der 
Feier der Sakramente gemäß dem Evangelium. 
2Durch das Evangelium ist sie berufen zum öf-
fentlichen Zeugnis, zum Dienst der Nächsten-
liebe und zur Gemeinschaft der Kirche.

(2)  Das Evangelium wird verkündigt und bezeugt 
vor allem durch Gottesdienst, Gebet, Kirchen-
musik, Mission, Seelsorge, Diakonie, Bildung 
und Kunst sowie durch die Wahrnehmung der 
kirchlichen Mitverantwortung für Gesellschaft 
und öffentliches Leben.

(3) Verkündigung, Zeugnis und Dienst erfolgen in 
Gemeinschaft mit anderen christlichen Kirchen 
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und im Zeichen der Treue Gottes zum jüdischen 
Volk.

Artikel 2 – Gleichberechtigte Teilhabe

(1) 1Wie alle Menschen sind die Mitglieder der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hanno-
vers als Ebenbilder Gottes geschaffen und von 
gleicher Würde. 2Als Glaubende durch Gottes 
Gnade gerechtfertigt, bilden sie eine Gemein-
schaft in Christus.

(2)  Die Mitglieder der Landeskirche wirken gleich-
berechtigt am Auftrag der Kirche mit.

(3) 1Die Landeskirche fördert ein Zusammenleben 
in Vielfalt und die Gleichstellung von Menschen 
jeden Geschlechts. 2Sie wendet sich gegen jede 
Form von Diskriminierung und setzt sich für 
gleichberechtigte Teilhabe am kirchlichen und 
gesellschaftlichen Leben ein.

Artikel 3 – Formen kirchlichen Lebens

(1) 1Kirche Jesu Christi geschieht in vielfältigen 
Formen kirchlichen Lebens. 2Sie eröffnen un-
terschiedliche Zugänge zum Glauben. 3Die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hanno-
vers unterstützt und fördert diese Formen und 
ihre Zusammenarbeit.

(2) Rechtliche Gestalt gewinnt kirchliches Leben 
insbesondere in den Kirchengemeinden und 
ihren Verbänden, in den Kirchenkreisen und 
ihren Verbänden, in der Landeskirche, in ih-
ren jeweiligen Einrichtungen und in den dia-
konischen und anderen Einrichtungen, die der 
Landeskirche nach kirchlichem Recht zugeord-
net sind.

(3) 1Kirchliches Leben geschieht auch in nicht 
rechtlich verfassten Formen. 2Dazu gehören 
Formen gemeindlichen Lebens in besonderen 
Lebenssituationen, an besonderen Orten, in 
Gemeinschaften mit besonderem geistlichen 
Profil sowie in Gemeinden auf Zeit.

(4)  Die verschiedenen Formen kirchlichen Lebens 
bilden als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
eine innere und äußere Einheit.

Artikel 4 – Beziehungen zu anderen 
Kirchen und Religionen

(1) 1Als evangelisch-lutherische Kirche ist die 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hanno-
vers mit den lutherischen Kirchen in aller Welt 
verbunden. 2Sie ist Gliedkirche der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
und Mitglied des Lutherischen Weltbundes.

(2) 1Die Landeskirche steht in der Gemeinschaft 
der lutherischen, reformierten und unierten 

Kirchen in Deutschland. 2Sie ist Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche in Deutschland. 3Sie 
steht in Kirchengemeinschaft mit allen Kirchen, 
die die Konkordie reformatorischer Kirchen in 
Europa (Leuenberger Konkordie) unterzeichnet 
haben, und gehört der Gemeinschaft Evange-
lischer Kirchen in Europa an.

(3) 1Die Landeskirche arbeitet mit den anderen 
Kirchen in der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen partnerschaftlich 
zusammen. 2Sie ist bestrebt, diese Zusammen-
arbeit so zu gestalten, dass ein Zusammen-
wachsen zu einer evangelischen Kirche in Nie-
dersachsen möglich bleibt.

(4) 1Die Landeskirche setzt sich dafür ein, die 
ökumenische Gemeinschaft der Christenheit 
zu stärken. 2Sie arbeitet mit der römisch-katho-
lischen Kirche und den anderen Kirchen in der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen zu-
sammen. 3Sie beteiligt sich an der Zusammen-
arbeit der christlichen Kirchen in Europa und 
in der Welt. 4Sie ist Mitglied des Ökumenischen 
Rates der Kirchen.

(5) 1Die Landeskirche ist durch Gottes Wort und 
Verheißung mit dem jüdischen Volk verbun-
den. 2Sie achtet seine bleibende Erwählung und 
seinen Dienst als Volk und Zeuge Gottes. 3Im 
Wissen um die Schuld der Kirche gegenüber 
Jüdinnen, Juden und Judentum sucht die Lan-
deskirche nach Versöhnung. 4Sie fördert die Be-
gegnung mit Jüdinnen, Juden und Judentum und 
tritt jeder Form von Judenfeindlichkeit entgegen.

(6) 1Die Landeskirche sucht die Begegnung und 
den Dialog mit anderen Religionen und mit 
Weltanschauungen.2Dabei strebt sie kritische 
Auseinandersetzung, interreligiöse Verständi-
gung und gemeinsame Verantwortung für das 
Zusammenleben der Menschen an.

Artikel 5 – 
Kirche, Staat und Gesellschaft

(1) 1Die Evangelisch-lutherische Landeskirche 
Hannovers erkennt eine staatliche Ordnung 
als Voraussetzung für ein friedliches, gerechtes 
und die Schöpfung bewahrendes Zusammenle-
ben in einer offenen und solidarischen Gesell-
schaft an. 2Einer solchen Ordnung entspricht 
ein auf der Achtung der Menschenwürde und 
der Menschenrechte gründender freiheitlicher, 
demokratischer und sozialer Rechtsstaat, des-
sen Verfassung die Religionsfreiheit, die Tren-
nung von Kirche und Staat und das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht gewährleistet. 3Auf 
dieser Grundlage entscheidet und verantwortet 
die Landeskirche ihre Angelegenheiten selb-
ständig im Rahmen der allgemeinen Gesetze.
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(2) 1Entsprechend ihrem Öffentlichkeitsauftrag 
nimmt die Landeskirche Aufgaben des gesell-
schaftlichen Lebens wahr und beteiligt sich in 
diesem Rahmen am politischen Diskurs. 2Da-
bei orientiert sie sich am Gemeinwohl. 3Als 
Christinnen und Christen übernehmen ihre 
Mitglieder Mitverantwortung für die Gestaltung 
des demokratischen Gemeinwesens. 4Sie wir-
ken an der öffentlichen Willensbildung mit und 
engagieren sich zivilgesellschaftlich.

(3) 1Einzelne kirchliche Aufgaben nimmt die Lan-
deskirche im Zusammenwirken mit dem Staat 
wahr. 2Das gilt insbesondere für den Religions-
unterricht, die Seelsorge in staatlichen Einrich-
tungen, die theologische Wissenschaft und die 
wissenschaftliche Ausbildung für kirchliche 
Berufe.

(4) Die Landeskirche und die ihr zugeordneten di-
akonischen Einrichtungen nehmen im Rahmen 
des sozialstaatlichen Subsidiaritätsprinzips ei-
genständig diakonische und pädagogische Auf-
gaben wahr.

Artikel 6 – Kirchliches Recht

(1) 1Das kirchliche Recht ist an die Heilige Schrift 
und an das Bekenntnis der evangelisch-luthe-
rischen Kirche gebunden. 2Es ist nach dem Maß 
menschlicher Vernunft so zu gestalten, dass 
es jeweils den bestmöglichen Rahmen für die 
Wahrnehmung des Auftrages der Kirche bildet. 
3An dieses Recht ist alles kirchliche Handeln 
gebunden.

(2) Leitung geschieht auf allen Ebenen der Evan-
gelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 
geistlich und rechtlich in unaufgebbarer Ein-
heit im Hören auf Gottes Wort und in der Bin-
dung an das kirchliche Recht.

(3) Der Bekenntnisstand und die Lehre in der Lan-
deskirche sind einer rechtlichen Regelung ent-
zogen.

Abschnitt 2: Die Mitglieder der Kirche

Artikel 7 – Grundlagen und Formen der 
Kirchenmitgliedschaft

(1)  Durch die Taufe sind alle Mitglieder der Evan-
gelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 
zu Gliedern der einen Kirche Jesu Christi und 
zum allgemeinen Priestertum berufen.

(2) Mitglieder der Landeskirche sind alle Getauf-
ten, die evangelisch sind und die im Gebiet der 
Landeskirche ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben, es sei denn, dass sie 
ausschließlich einer anderen evangelischen 
Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören 

oder ihre Mitgliedschaft nach geltendem Recht 
aufgegeben haben.

(3) 1Jedes Mitglied der Landeskirche ist Mitglied 
einer Kirchengemeinde. 2Im Regelfall besteht 
die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde, in 
deren Bereich das Mitglied seine Hauptwoh-
nung hat. 3Das Mitglied kann sich für die Mit-
gliedschaft in einer anderen Kirchengemeinde 
entscheiden. 4Mit der Mitgliedschaft in einer 
Kirchengemeinde ist zugleich die Mitglied-
schaft in dem jeweiligen Kirchenkreis verbun-
den. 5Das Nähere wird durch Kirchengesetz 
oder zwischenkirchliche Vereinbarung gere-
gelt.

(4) Die Möglichkeit einer Doppelmitgliedschaft in 
zwei Kirchengemeinden kann durch Kirchen-
gesetz eröffnet werden.

(5) 1Wo im Bereich der Landeskirche evangelisch-
lutherische Kirchenmitglieder nach bisher be-
stehender Ordnung einer einparochial refor-
mierten Kirchengemeinde angehören, sind sie 
Mitglieder der Landeskirche und behalten ihren 
Bekenntnisstand. 2Unter den gleichen Voraus-
setzungen können Mitglieder der Evangelisch-
reformierten Kirche einer Kirchengemeinde im 
Bereich der Landeskirche angehören.

Artikel 8 – Erwerb und Verlust der 
Kirchenmitgliedschaft

(1)  Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers werden
1. Ungetaufte, die durch die Taufe aufgenom-

men werden,
2. Personen, die aus einer anderen evange-

lischen Kirche in den Bereich der Landes-
kirche zuziehen und sich nicht einer ande-
ren evangelischen Kirche anschließen,

3. Getaufte, die aus einer anderen christlichen 
Kirche übertreten,

4. Getaufte, die aus einer Kirche ausgetreten 
sind oder keiner Kirche angehören und in 
die Landeskirche aufgenommen werden.

(2) Die Mitgliedschaft in der Landeskirche verliert, 
wer zu einer anderen Kirche übertritt oder aus 
der Kirche austritt.

Artikel 9 – Rechte und Pflichten der 
Mitglieder

(1) Alle Mitglieder der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers haben Zugang zu 
Wort und Sakrament sowie zu Seelsorge und 
Amtshandlungen.

(2) 1Sie sind aufgerufen, mit ihren Gaben und 
Kräften das kirchliche Leben mitzugestalten, 
kirchliche Aufgaben zu übernehmen und sich 
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an kirchlichen Wahlen sowie an der Leitung 
der Kirche zu beteiligen. 2Die Landeskirche in-
formiert sie in geeigneter Weise über wichtige 
Angelegenheiten des kirchlichen Lebens. 3In 
besonderer Weise stärkt die Landeskirche die 
Mitwirkung und Beteiligung junger Menschen.

(3) Durch freiwillige Gaben sowie durch Kirchen-
steuern und sonstige Abgaben tragen die Mit-
glieder der Landeskirche den Dienst der Kirche 
mit.

Artikel 10 – Einladende Kirche

1Alle Menschen sind eingeladen, das Evangeli-
um zu hören, am kirchlichen Leben teilzunehmen 
und christliche Gemeinschaft zu erfahren. 2Nicht 
Getaufte werden begleitet und zur Taufe ermutigt. 
3Ausgetretene bleiben eingeladen, wieder Mitglied 
der Kirche zu werden.

Abschnitt 3: Amt und Dienste

Artikel 11 – Zeugnis, Dienst und 
Verkündigung

(1) 1Durch die Taufe sind alle Mitglieder der Evan-
gelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 
zu Zeugnis und Dienst berufen. 2Sie haben Teil 
an dem einen Auftrag Jesu Christi zur Verkün-
digung des Evangeliums.

(2) 1Für bestimmte Aufgaben ordnet die Landes-
kirche einzelne Dienste besonders und über-
trägt sie zur ehrenamtlichen oder beruflichen 
Ausübung. 2Ehrenamtliche und berufliche 
Dienste sind in einer Dienstgemeinschaft auf-
einander bezogen. 3Beide dienen gleichwertig 
dem Auftrag Jesu Christi.

(3) 1Der Verkündigungsdienst wird wahrgenom-
men im Amt der öffentlichen Verkündigung in 
Wort und Sakrament, in der Seelsorge, der Kir-
chenmusik, der Bildung und der Diakonie, im 
Lektorendienst sowie in weiteren Diensten für 
Gottesdienst und Gemeinde. 2Leitung und Ver-
waltung dienen dem Auftrag der Verkündigung.

(4) 1Mitarbeitende werden in ihre Dienste in einem 
Gottesdienst eingeführt. 2Diakoninnen und Di-
akone werden für ihren Dienst eingesegnet.

(5) Bestimmte Dienste können im Rahmen einer 
kirchengesetzlichen Regelung auch Personen 
übertragen werden, die nicht Mitglied der Lan-
deskirche oder einer anderen christlichen Kir-
che sind.

Artikel 12 – Amt der öffentlichen 
Verkündigung

(1) Die öffentliche Verkündigung in Wort und Sa-

krament (Amt der öffentlichen Verkündigung) 
setzt eine ordnungsgemäße Berufung durch Or-
dination oder Beauftragung voraus.

(2) 1Zum Amt der öffentlichen Verkündigung wer-
den Pastorinnen und Pastoren durch die Or-
dination berufen. 2Sie tragen besondere Ver-
antwortung für die Einheit von Gemeinde und 
Kirche in Lehre und Leben. 3Sie sind in der 
Bindung an ihr Ordinationsversprechen und im 
Rahmen des geltenden Rechts in der Ausübung 
dieses Amtes unabhängig.

(3)  Andere Mitglieder der Landeskirche werden 
zum Amt der öffentlichen Verkündigung im 
Rahmen einer Beauftragung als Prädikantin 
oder Prädikant berufen.

(4)  Für weitere Dienste kann die Berufung zum 
Amt der öffentlichen Verkündigung durch Kir-
chengesetz geregelt werden.

(5)  Im Notfall können alle Mitglieder der Kirche 
aufgrund ihrer Taufe Aufgaben des Amtes der 
öffentlichen Verkündigung wahrnehmen.

Artikel 13 – Rechte und Pflichten der 
Mitarbeitenden

(1) 1Die Landeskirche und die anderen kirchlichen 
Anstellungsträger schützen und fördern alle, 
denen sie einen Dienst übertragen haben. 2Sie 
sorgen dafür, dass sie die für ihren Dienst erfor-
derlichen Kompetenzen erwerben und fortent-
wickeln können.

(2)  1Alle Mitarbeitenden sind verpflichtet, die Hei-
lige Schrift und das Bekenntnis der evange-
lisch-lutherischen Kirche zu achten. 2Sie sind 
an das in der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers geltende Recht gebunden. 
3Sie haben in ihrem Handeln den kirchlichen 
Auftrag zu vertreten und zu fördern, die Ge-
meinschaft in der Kirche zu wahren und sich 
innerhalb und außerhalb ihres Dienstes so zu 
verhalten, dass dessen glaubwürdige Ausübung 
nicht beeinträchtigt wird.

(3)  Das Nähere wird durch Kirchengesetz, auf-
grund eines Kirchengesetzes oder durch beson-
dere Formen der verbindlichen Regelung von 
Dienstverhältnissen geregelt.

Abschnitt 4: Rechtsformen kirchlichen 
Lebens

Artikel 14 – Kirchliche Körperschaften

(1) 1Die Kirchengemeinden und ihre Verbände, 
die Kirchenkreise und ihre Verbände und die 
Landeskirche sowie die Klöster Loccum und 
Amelungsborn sind Körperschaften des Kir-
chenrechts. 2Sie sind nach staatlichem Recht 
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zugleich Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 3Als solche handeln sie grundsätzlich 
öffentlich-rechtlich.

(2)  Innerhalb der Zeugnis- und Dienstgemein-
schaft der verschiedenen Formen kirchlichen 
Lebens und im Rahmen des geltenden Rechts 
regeln und verwalten die kirchlichen Körper-
schaften ihre Angelegenheiten in eigener Ver-
antwortung.

(3)  Für das Verhältnis zwischen Kirchengemein-
den, Kirchenkreisen und Landeskirche gelten 
die Grundsätze der Subsidiarität und Solidari-
tät.

Artikel 15 – Beratung, Visitation, Aufsicht

(1) 1Die Landeskirche und die Kirchenkreise be-
raten und unterstützen die zu ihrem jeweiligen 
Bereich gehörenden kirchlichen Körperschaf-
ten, visitieren sie und führen Aufsicht über sie. 
2Dabei achten und schützen sie die Rechte der 
kirchlichen Körperschaften.

(2)  Die Visitation ist geschwisterlicher Besuchs-
dienst, Leitungsaufgabe der Kirche und Aufga-
be der Kirchenordnung zugleich.

(3)  Die Aufsicht wirkt darauf hin, dass die kirch-
lichen Körperschaften ihre Aufgaben und Ver-
pflichtungen erfüllen und das geltende Recht 
beachten.

Artikel 16 – Beteiligung

1Die Landeskirche beteiligt die Kirchenkreise in 
allen wichtigen Fragen, die ihre Angelegenheiten 
oder die Angelegenheiten der zu ihrem Bereich ge-
hörenden kirchlichen Körperschaften in besonderer 
Weise betreffen. 2Dies gilt im Verhältnis zwischen 
den Kirchenkreisen und den zu ihrem Bereich ge-
hörenden kirchlichen Körperschaften entsprechend.

Artikel 17 – Anstalten und Stiftungen 

1Im Rahmen des kirchlichen Rechts können die 
kirchlichen Körperschaften Anstalten und Stif-
tungen des Kirchenrechts errichten oder andere 
Stiftungen als Stiftungen des Kirchenrechts aner-
kennen. 2Sie sind nach staatlichem Recht zugleich 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen oder des 
privaten Rechts.

Artikel 18 – Zugeordnete Einrichtungen

(1)  1Diakonische und andere rechtlich selbständige 
Einrichtungen können der Landeskirche zuge-
ordnet werden. 2Mit der Zuordnung erkennt die 
Landeskirche an, dass diese Einrichtungen an 
der Erfüllung des Auftrages der Kirche mit-

wirken und in kontinuierlicher Verbindung zur 
Landeskirche oder einer anderen kirchlichen 
Körperschaft stehen.

(2) Ungeachtet ihrer Rechtsform nach staatlichem 
Recht sind zugeordnete Einrichtungen juri-
stische Personen des Kirchenrechts.

Teil 2 – Kirchengemeinde

Abschnitt 1: Allgemeines

Artikel 19 – Ortsgemeinde und 
Personalgemeinde

(1) 1Die Kirchengemeinde nimmt als rechtlich ver-
fasste Gemeinschaft von Mitgliedern der Kirche 
den Auftrag der Kirche in ihrem Bereich in ei-
gener Verantwortung wahr. 2Sie wendet sich in 
Wort und Tat allen Menschen zu. 3Sie kann als 
Ortsgemeinde, aber auch als Personalgemeinde 
gebildet werden.

(2)  Die Ortsgemeinde ist der Zusammenschluss 
von Mitgliedern der Kirche in einem räumlich 
bestimmten Bereich.

(3)  1Der Personalgemeinde ordnen sich Mitglie-
der der Kirche nach anderen Kriterien als dem 
Wohnort zu, insbesondere nach geistlichem 
Profil, nach besonderen lebensweltlichen Be-
zügen oder in Anbindung an eine diakonische 
oder andere Einrichtung. 2Sie kann gebildet 
werden, wenn aufgrund der Zahl ihrer Mitglie-
der und der Gestaltung ihrer Arbeit auf Dauer 
ein eigenständiges Gemeindeleben zu erwarten 
ist. 3Für die Personalgemeinde können durch 
Kirchengesetz Regelungen getroffen werden, 
die von den Artikeln 22 bis 29 abweichen.

Artikel 20 – Regionale Zusammenarbeit

1Kirchengemeinden stehen in der Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft des Kirchenkreises und der 
Landeskirche. 2Sie arbeiten mit anderen Kirchenge-
meinden zusammen und entwickeln geeignete For-
men regionaler Zusammenarbeit.

Artikel 21 – Errichtung und Aufhebung

1Kirchengemeinden werden auf Antrag oder nach 
Beteiligung der betroffenen Kirchengemeinden und 
Kirchenkreise durch das Landeskirchenamt er-
richtet, aufgehoben, zusammengelegt oder anders 
begrenzt. 2Die Beteiligten können gegen die Ent-
scheidung des Landeskirchenamtes Widerspruch 
einlegen. 3Eine Ablehnung des Widerspruchs be-
darf der Zustimmung des Landessynodalausschus-
ses.
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Abschnitt 2: Leitung der Kirchengemeinde

Artikel 22 – Organe der Kirchengemeinde

1Die Kirchengemeinde wird durch den Kirchenvor-
stand und das Pfarramt geleitet. 2Kirchenvorstand 
und Pfarramt tragen gemeinsam Verantwortung da-
für, dass Zeugnis und Dienst in der Kirchengemein-
de gemäß dem Auftrag der Kirche geschehen und 
die Ordnung der Kirche beachtet wird.

Artikel 23 – Aufgaben des 
Kirchenvorstandes

(1) Der Kirchenvorstand ist berufen, gemeinsam 
mit dem Pfarramt das geistliche Leben der Kir-
chengemeinde zu gestalten, insbesondere durch 
Teilnahme und Mitwirkung am Gottesdienst so-
wie durch Förderung der missionarischen, di-
akonischen, seelsorglichen und pädagogischen 
Aufgaben.

(2) 1Der Kirchenvorstand sorgt dafür, dass die 
Kirchengemeinde ihren Verpflichtungen nach-
kommt und ihre Rechte wahrt. 2Er vertritt die 
Kirchengemeinde im Rechtsverkehr.
3Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er beschließt über Satzungen der Kirchen-

gemeinde.
2. Er entscheidet im Rahmen des geltenden 

Rechts über die Besetzung von Pfarrstellen.
3. Er stellt beruflich Mitarbeitende der Kir-

chengemeinde an und führt die Dienstauf-
sicht über sie.

4. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende.
5. Er unterstützt beruflich und ehrenamt-

lich Mitarbeitende bei der Ausübung ihres 
Dienstes und sorgt für ihre persönliche Be-
gleitung und fachliche Qualifizierung.

6. Er entscheidet über Vereinbarungen mit 
anderen Rechtsträgern.

7. Er verwaltet das Vermögen der Kirchenge-
meinde und entscheidet über die Nutzung 
ihrer Gebäude.

8. Er sorgt für die Erhebung kirchlicher Ab-
gaben, für die Gewinnung weiterer Ein-
nahmen und für deren zweckentsprechende 
Verwendung.

9. Er beschließt den Haushaltsplan und stellt 
den Jahresabschluss der Kirchengemeinde 
fest.

10. Er wirkt an der Bildung der Kirchenkreis-
synode und der Landessynode mit.

(3)  Für folgende Aufgaben ist der Kirchenvorstand 
gemeinsam mit dem Pfarramt zuständig:
1. Entscheidungen über Schwerpunkte der 

Gemeindearbeit,
2. die Ordnung des Gottesdienstes und der 

Amtshandlungen,
3. die Ordnung der Konfirmandenarbeit,
4. die Erhebung und Abführung der Kollek-

ten,
5. Entscheidungen über die Nutzung der für 

den Gottesdienst bestimmten Räume.
(4) Im Rahmen einer regionalen Zusammenarbeit 

kann die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Kirchenvorstandes aufgrund eines Kirchenge-
setzes ganz oder teilweise auf das Vertretungs-
organ einer anderen kirchlichen Körperschaft 
übertragen werden.

(5) Solange ein beschlussfähiger Kirchenvorstand 
nicht vorhanden ist, nehmen der Kirchenkreis-
vorstand oder von ihm Bevollmächtigte läng-
stens bis zur allgemeinen Neubildung der Kir-
chenvorstände die Aufgaben und Befugnisse 
des Kirchenvorstandes vertretungsweise wahr.

Artikel 24 – Zusammensetzung und Bildung 
des Kirchenvorstandes

(1) Der Kirchenvorstand besteht aus den gewähl-
ten, berufenen und ernannten Mitgliedern so-
wie den Mitgliedern kraft Amtes.

(2) 1Der Kirchenvorstand wird alle sechs Jahre neu 
gebildet. 2Wahlberechtigt sind alle Mitglieder 
der Kirchengemeinde, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, soweit nicht kirchengesetz-
liche Bestimmungen ihrem Wahlrecht entge-
genstehen. 3Zu Mitgliedern des Kirchenvor-
standes wählbar sind alle Wahlberechtigten, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die 
sonstigen kirchengesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllen.

Artikel 25 – Aufgaben des Pfarramtes

1Das Pfarramt hat die Aufgabe, seine theologische 
Kompetenz in die Leitung der Kirchengemeinde 
einzubringen. 2Es ist für die öffentliche Wortverkün-
digung und die Feier der Sakramente gemäß dem 
Evangelium verantwortlich und sorgt insbesondere 
für die Leitung des Gottesdienstes, die Amtshand-
lungen, die Konfirmandenarbeit und die Seelsorge 
sowie für die theologisch verantwortete Begleitung 
des Kirchenvorstandes und der Mitarbeitenden in 
der Kirchengemeinde.

Artikel 26 – Mitglieder des Pfarramtes

(1)  Mitglieder des Pfarramtes sind alle Ordi-
nierten, die im Bereich der Kirchengemeinde 
eine Pfarrstelle innehaben oder mit der Verse-
hung einer Pfarrstelle beauftragt sind.

(2) 1Ordinierte, die als Pfarrerin oder Pfarrer der 
Landeskirche einen Auftrag zur Mitarbeit in 
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der Kirchengemeinde haben, nehmen an den 
Beratungen des Pfarramtes teil. 2Sie sind Mit-
glieder des Pfarramtes, wenn sie aufgrund einer 
kirchengesetzlichen Regelung dem Kirchenvor-
stand als Mitglied angehören.

Artikel 27 – Besetzung von Pfarrstellen

(1) 1Pfarrstellen werden jeweils im Wechsel auf-
grund einer Wahl durch die Kirchengemeinde 
oder einer Ernennung durch die Landeskirche 
besetzt. 2Hergebrachte Formen der Pfarrstellen-
besetzung durch Präsentation oder nach dem in 
Teilen Ostfrieslands herkömmlich geltenden 
Wahlrecht bleiben für die davon betroffenen 
Pfarrstellen unberührt.

(2)  Eine Besetzung, die nicht durch Wahl erfolgt, 
darf nur vollzogen werden, wenn der Kirchen-
vorstand eine Vokation erteilt hat oder die Ver-
weigerung der Vokation von der Landeskirche 
für unbegründet erklärt wurde.

Abschnitt 3: Sonstige Bestimmungen

Artikel 28 – Verwaltungsaufgaben

(1) 1Die Kirchengemeinde wird bei der Wahrneh-
mung von Verwaltungsaufgaben durch das zu-
ständige Kirchenamt unterstützt. 2Sie kann das 
Kirchenamt mit der abschließenden Erledigung 
von Geschäften der laufenden Verwaltung be-
auftragen.

(2)  1Durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kir-
chengesetzes kann die Kirchengemeinde ver-
pflichtet werden, für bestimmte Leistungen die 
Unterstützung des Kirchenamtes in Anspruch 
zu nehmen. 2Das Kirchenamt ist verpflichtet, 
diese Leistungen zu erbringen.

Artikel 29 – Gemeindeversammlung, 
Gemeindebeirat

(1) Für Berichte und zur Beratung über wichtige 
Angelegenheiten der Kirchengemeinde soll der 
Kirchenvorstand mindestens einmal im Jahr 
eine Versammlung der Mitglieder der Kirchen-
gemeinde einberufen (Gemeindeversammlung).

(2) 1Zur Förderung des Gemeindelebens kann der 
Kirchenvorstand einen Gemeindebeirat bilden. 
2Er muss ihn bilden, wenn die Gemeindever-
sammlung die Bildung beantragt.

Artikel 30 – Gesetzliche Regelungen

Das Nähere über die Aufgaben der Kirchenge-
meinde, ihre Zusammenarbeit mit anderen Kirchen-
gemeinden, ihre Errichtung oder Aufhebung, ihre 

Ordnung und Verwaltung sowie die Arbeitsweise 
ihrer Organe wird durch die Kirchengemeindeord-
nung und andere Kirchengesetze geregelt.

Teil 3 – Kirchenkreis

Abschnitt 1: Allgemeines

Artikel 31 – Auftrag des Kirchenkreises

(1)  1Der Kirchenkreis ist die Gemeinschaft der Kir-
chengemeinden und der anderen Formen kirch-
lichen Lebens in seinem Bereich. 2Er nimmt 
den Auftrag der Kirche in seinem Bereich in 
eigener Verantwortung wahr. 3Er ermöglicht 
Erfahrungen von größerer Gemeinschaft und 
Vielfalt kirchlichen Lebens.

(2) 1Der Kirchenkreis fördert und unterstützt die 
Arbeit der Kirchengemeinden und der anderen 
Formen kirchlichen Lebens und ihre Zusam-
menarbeit. 2Er nimmt selbst Aufgaben wahr, 
die wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkung 
von den einzelnen Kirchengemeinden oder 
im Rahmen ihrer regionalen Zusammenarbeit 
nicht hinreichend erfüllt und daher besser in 
der Gemeinschaft des Kirchenkreises wahrge-
nommen werden können.

(3) 1Der Kirchenkreis sorgt für einen Ausgleich 
der Kräfte und Lasten zwischen den Kirchen-
gemeinden. 2Er gibt mit seiner Finanzplanung 
den Rahmen für ihre Haushaltsführung und 
Vermögensverwaltung vor. 3Er entscheidet im 
Rahmen seiner Stellenplanung und der lan-
deskirchlichen Planungsvorgaben über die Er-
richtung, Aufhebung, Ausweitung oder Redu-
zierung von Pfarrstellen sowie von Stellen für 
beruflich Mitarbeitende.

(4) Der Kirchenkreis nimmt gemäß Artikel 15 Lei-
tungsaufgaben gegenüber den Kirchengemein-
den und ihren Verbänden wahr.

(5) Der Kirchenkreis vermittelt Anliegen und In-
formationen zwischen der Landeskirche und 
den Kirchengemeinden.

Artikel 32 – Errichtung und Aufhebung

(1) 1Kirchenkreise werden auf Antrag oder nach 
Beteiligung der betroffenen Kirchengemeinden 
und Kirchenkreise durch das Landeskirchen-
amt errichtet, aufgehoben, zusammengelegt 
oder verändert. 2Die Beteiligten können gegen 
die Entscheidung des Landeskirchenamtes 
Widerspruch einlegen. 3Eine Ablehnung des 
Widerspruchs bedarf der Zustimmung des Lan-
dessynodalausschusses.

(2) Im Rahmen des geltenden Rechts können in 
einem Kirchenkreis mehrere Bereiche gebildet 
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werden, für die jeweils eine Superintendentin 
oder ein Superintendent zuständig ist.

Abschnitt 2: Leitung des Kirchenkreises

Artikel 33 – Organe des Kirchenkreises

1Die Kirchenkreissynode, der Kirchenkreisvor-
stand und die Superintendentin oder der Superin-
tendent leiten den Kirchenkreis in arbeitsteiliger 
Gemeinschaft und gegenseitiger Verantwortung. 
2Sie tragen gemeinsam Verantwortung dafür, dass 
Zeugnis und Dienst im Kirchenkreis gemäß dem 
Auftrag der Kirche geschehen und die Ordnung der 
Kirche beachtet wird.

Artikel 34 – Aufgaben der 
Kirchenkreissynode

(1) 1Die Kirchenkreissynode verkörpert Einheit 
und Vielfalt des kirchlichen und gemeindlichen 
Lebens im Kirchenkreis. 2Sie ist zur gemein-
samen Willensbildung im Kirchenkreis beru-
fen.

(2) 1Die Kirchenkreissynode berät über Ange-
legenheiten des kirchlichen und öffentlichen 
Lebens und nimmt Berichte ihrer Ausschüsse, 
des Kirchenkreisvorstandes und der Superin-
tendentin oder des Superintendenten entgegen. 
2Sie wählt die Mitglieder des Kirchenkreisvor-
standes und die Superintendentin oder den Su-
perintendenten und wirkt an der Bildung der 
Landessynode mit.

(3) 1Die Kirchenkreissynode entscheidet über die 
Grundsätze der Arbeit des Kirchenkreises. 2Sie 
beschließt im Rahmen des geltenden Rechts 
insbesondere über
1. Satzungen des Kirchenkreises,
2. Konzepte und Pläne zur Gestaltung der 

kirchlichen Arbeit sowie der Stellenpla-
nung, des Gebäudemanagements und der 
allgemeinen Finanzplanung im Kirchen-
kreis,

3. Abgaben und Umlagen der kirchlichen 
Körperschaften im Kirchenkreis,

4. die Errichtung, Änderung und Aufhebung 
von Einrichtungen des Kirchenkreises,

5. den Haushaltsplan und den Jahresab-
schluss des Kirchenkreises sowie die Ent-
lastung des Kirchenkreisvorstandes,

6. die Besetzung der Organe eines Kirchen-
kreisverbandes, an dem der Kirchenkreis 
beteiligt ist,

7. die Errichtung eines Kirchenamtes.

Artikel 35 – Mitglieder der 
Kirchenkreissynode

(1) Der Kirchenkreissynode gehören an:
1. Mitglieder, die von den Kirchengemeinden 

gewählt werden,
2. Mitglieder, die vom Kirchenkreisvorstand 

berufen werden, darunter mindestens zwei 
Mitglieder, die zum Zeitpunkt der Berufung 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben und durch das zuständige Gremium der 
Evangelischen Jugend vorgeschlagen wer-
den sollen,

3. die Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes,
4. Mitglieder der Landessynode, die einer Kir-

chengemeinde im Kirchenkreis angehören, 
die dem Pfarrkonvent des Kirchenkreises 
zugewiesen sind oder die im Dienst einer 
kirchlichen Körperschaft innerhalb des 
Kirchenkreises stehen.

(2) Der Kirchenkreissynode dürfen nicht mehrheit-
lich Ordinierte und beruflich Mitarbeitende an-
gehören.

Artikel 36 – Aufgaben des 
Kirchenkreisvorstandes

(1) 1Der Kirchenkreisvorstand führt die laufenden 
Geschäfte des Kirchenkreises und vertritt ihn 
im Rechtsverkehr. 2Er führt die Beschlüsse der 
Kirchenkreissynode aus und ist ihr gegenüber 
berichtspflichtig.

(2) Aufgrund eines Kirchengesetzes kann die Kir-
chenkreissynode beschließen, dass der Kir-
chenkreisvorstand einzelne ihrer Aufgaben 
wahrnimmt, wenn sie nicht versammelt ist.

(3) Der Kirchenkreisvorstand hat im Rahmen des 
geltenden Rechts insbesondere folgende Aufga-
ben:
1. Er setzt die Konzepte und Pläne zur Stel-

lenplanung, zum Gebäudemanagement und 
zur allgemeinen Finanzplanung im Kir-
chenkreis um.

2. Er entscheidet über Zuweisungen an die 
kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis.

3. Er führt die Aufsicht über die kirchlichen 
Körperschaften im Kirchenkreis.

4. Er stellt beruflich Mitarbeitende des Kir-
chenkreises an und führt die Dienstaufsicht 
über sie.

5. Er beauftragt ehrenamtlich Mitarbeitende.
6. Er unterstützt beruflich und ehrenamt-

lich Mitarbeitende bei der Ausübung ihres 
Dienstes und sorgt für ihre persönliche Be-
gleitung und fachliche Qualifizierung.

7. Er verwaltet das Vermögen des Kirchen-
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kreises und entscheidet über die Nutzung 
seiner Gebäude.

8. Er berät und unterstützt die Superintenden-
tin oder den Superintendenten und wirkt an 
Visitationen im Kirchenkreis mit.

9. Er wirkt an der Bildung der Kirchenvor-
stände, der Kirchenkreissynode und der 
Landessynode mit.

Artikel 37 – Mitglieder des 
Kirchenkreisvorstandes

(1) Der Kirchenkreisvorstand besteht aus der Su-
perintendentin oder dem Superintendenten und 
der erforderlichen Zahl von ordinierten und 
nichtordinierten Mitgliedern, die von der Kir-
chenkreissynode gewählt werden.

(2) Dem Kirchenkreisvorstand dürfen nicht mehr-
heitlich ordinierte Mitglieder angehören.

Artikel 38 – Aufgaben der Superintendentin 
oder des Superintendenten

(1) 1Die Superintendentin oder der Superintendent 
nimmt eigenständige Leitungsaufgaben im Kir-
chenkreis wahr und sorgt für eine theologisch 
verantwortete Leitung des Kirchenkreises. 2Als 
vorsitzendes Mitglied des Kirchenkreisvor-
standes trägt sie oder er gleichzeitig Verantwor-
tung dafür, dass der Kirchenkreisvorstand seine 
Leitungsaufgaben wahrnimmt. 3Sie oder er sorgt 
für das sachgerechte Zusammenwirken aller an 
der Leitung des Kirchenkreises Beteiligten.

(2) 1Die Superintendentin oder der Superintendent 
vertritt den Kirchenkreis in der Öffentlichkeit. 
2Sie oder er gibt Anstöße für die Entwicklung 
des kirchlichen Lebens und fördert die theolo-
gische Arbeit.

(3) 1Die Superintendentin oder der Superintendent 
führt Pastorinnen und Pastoren sowie ande-
re Mitarbeitende im Kirchenkreis in ihr Amt 
ein, begleitet sie in ihrem Dienst, fördert ihre 
Zusammenarbeit und nimmt ihnen gegenüber 
Aufgaben der Dienstaufsicht wahr. 2Sie oder er 
lädt zu Konventen und Konferenzen ein.

(4) Die Superintendentin oder der Superintendent 
visitiert die Kirchengemeinden und andere 
kirchliche Körperschaften im Kirchenkreis.

Artikel 39 – Wahl und Stelle 
der Superintendentin oder des 

Superintendenten

(1) Die Superintendentin oder der Superintendent 
wird durch die Kirchenkreissynode auf zehn 
Jahre mit der Möglichkeit der Verlängerung ge-
wählt.

(2) Das Amt der Superintendentin oder des Su-
perintendenten ist mit einer Pfarrstelle im Kir-
chenkreis verbunden.

Abschnitt 3: Sonstige Bestimmungen

Artikel 40 – Kirchenkreisverbände

(1) 1Zur dauernden gemeinsamen Wahrnehmung 
von Aufgaben der beteiligten Kirchenkreise 
kann ein Kirchenkreisverband gebildet werden. 
2Für die Bildung, Aufhebung, Zusammenle-
gung oder Veränderung eines Kirchenkreisver-
bandes gilt Artikel 32 entsprechend.

(2) Das Weitere wird durch eine Satzung des Kir-
chenkreisverbandes geregelt.

Artikel 41 – Kirchenamt

(1) 1Die Kirchenkreise sind verpflichtet, für sich 
allein oder gemeinsam mit anderen Kirchen-
kreisen ein Kirchenamt zu errichten. 2Träger 
des Kirchenamtes kann ein Kirchenkreis oder 
ein Kirchenkreisverband sein.

(2) Das Kirchenamt unterstützt die Organe und 
Einrichtungen des Kirchenkreises sowie die 
Kirchenvorstände und die Vertretungsorgane 
der anderen kirchlichen Körperschaften im 
Kirchenkreis bei der Wahrnehmung ihrer Lei-
tungs- und Verwaltungsaufgaben.

(3) 1Das Landeskirchenamt kann aufgrund eines 
Kirchengesetzes Standards für die Arbeit der 
Kirchenämter vorgeben. 2Es kann die Errich-
tung eines Kirchenamtes anordnen, wenn die 
Errichtung eines diesen Standards entspre-
chenden Kirchenamtes nicht zustande kommt.

Artikel 42 – Gesetzliche Regelungen

Das Nähere über die Aufgaben des Kirchen-
kreises, seine Errichtung, seine Ordnung und Ver-
waltung sowie die Wahl und die Arbeitsweise seiner 
Organe wird durch die Kirchenkreisordnung und 
andere Kirchengesetze geregelt.

Teil 4 – Landeskirche

Abschnitt 1: Allgemeines

Artikel 43 – Auftrag der Landeskirche

(1)  1Die Landeskirche ist die Gemeinschaft der 
Kirchengemeinden, Kirchenkreise und der an-
deren Formen kirchlichen Lebens. 2Sie nimmt 
den Auftrag der Kirche in eigener Verantwor-
tung wahr. 3Sie trägt in besonderer Weise Ver-
antwortung für die Einheit der Kirche, die Aus-
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richtung aller kirchlichen Arbeit an Schrift und 
Bekenntnis und die Verkündigung des Evange-
liums in Wort und Tat in der Öffentlichkeit.

(2) 1Die Landeskirche fördert und unterstützt die 
Arbeit der Kirchengemeinden, Kirchenkreise 
und anderen Formen kirchlichen Lebens. 2Sie 
sorgt für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten 
zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchen-
kreisen und der Landeskirche und gestaltet ei-
nen Rahmen für das kirchliche Leben und die 
kirchliche Ordnung.

(3) Die Landeskirche nimmt selbst Aufgaben wahr, 
die wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkung 
von den Kirchengemeinden und Kirchenkrei-
sen nicht hinreichend erfüllt und daher besser 
in der Gemeinschaft der Landeskirche wahrge-
nommen werden können.

Artikel 44 – Kirchenleitende Organe

(1) Die Landessynode, der Landessynodalaus-
schuss, die Landesbischöfin oder der Landesbi-
schof, der Bischofsrat und das Landeskirchen-
amt leiten die Landeskirche in arbeitsteiliger 
Gemeinschaft und gegenseitiger Verantwortung.

(2) 1Sie sorgen in Fragen von grundsätzlicher Be-
deutung für eine einheitliche Willensbildung 
unter den kirchenleitenden Organen; dies gilt 
auch für eine gemeinsame theologische Urteils-
bildung. 2Sie bilden den Personalausschuss als 
gemeinsamen beschließenden Ausschuss. 3Sie 
können die Bildung weiterer gemeinsamer Aus-
schüsse vereinbaren.

Abschnitt 2: Landessynode

Artikel 45 – Aufgaben der Landessynode

(1) 1Die Landessynode verkörpert Einheit und Viel-
falt des kirchlichen und gemeindlichen Lebens 
in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers. 2Sie ist zur gemeinsamen Willens-
bildung in der Landeskirche berufen. 3Sie wirkt 
darauf hin, dass alle kirchliche Arbeit dem 
Auftrag der Landeskirche gerecht wird.

(2) 1Die Landessynode erörtert Angelegenheiten 
des kirchlichen und öffentlichen Lebens sowie 
theologische Grundsatzfragen. 2Sie kann Anre-
gungen an andere Stellen in der Landeskirche 
sowie Entschließungen an die Öffentlichkeit 
oder an öffentliche Stellen richten. 3Sie kann 
sich mit Kundgebungen, die im Gottesdienst zu 
verlesen sind, unmittelbar an die Kirchenge-
meinden wenden. 4Sie kann sich über alle An-
gelegenheiten der Landeskirche unterrichten 
lassen, soweit nicht schutzwürdige Interessen 
Dritter entgegenstehen.

(3) 1Die Landessynode wird durch ein Präsidium 
geleitet. 2Dieses besteht aus der Präsidentin 
oder dem Präsidenten und weiteren Mitgliedern.

(4) Die Landessynode bildet zur Vorbereitung ihrer 
Entscheidungen Ausschüsse.

(5) Die Landessynode hat insbesondere folgende 
Aufgaben:
1. Sie beschließt die Kirchengesetze.
2. 1Sie beschließt durch Haushaltsgesetz den 

vom Landeskirchenamt nach Beratung mit 
dem Landessynodalausschuss aufgestell-
ten Entwurf des Haushaltsplanes der Lan-
deskirche sowie über Art und Höhe der zu 
seiner Deckung zu erhebenden Kirchen-
steuern, Umlagen oder sonstigen Abgaben. 
2Der Finanzausschuss der Landessynode ist 
an der Beratung zu beteiligen.

3. Sie beschließt im Einvernehmen mit dem 
Bischofsrat und mit Zustimmung der Lan-
desbischöfin oder des Landesbischofs über 
Agenden, Gesangbücher, Perikopenord-
nungen und Katechismen.

4. Sie beschließt über Vorlagen, Eingaben 
und Anträge.

5. Sie berät über die ihr vom Landessynoda-
lausschuss, von der Landesbischöfin oder 
vom Landesbischof und vom Landeskir-
chenamt vorgelegten Berichte.

6. Sie wählt die Landesbischöfin oder den 
Landesbischof.

7. Sie wählt die Mitglieder des Landessyno-
dalausschusses und die von ihr zu bestel-
lenden Mitglieder des Personalausschusses.

8. Sie wählt die landeskirchlichen Mitglieder 
der Generalsynode der Vereinigten Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
und der Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland.

Artikel 46 – Zusammensetzung der 
Landessynode

(1) Der Landessynode gehören an:
1. 66 gewählte Mitglieder,
2. zwölf vom Personalausschuss berufene 

Mitglieder, darunter vier von der Landes-
jugendkammer vorgeschlagene Mitglie-
der, die zum Zeitpunkt der Berufung das  
27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

3. eine Lehrstuhlinhaberin oder ein Lehr-
stuhlinhaber, die oder der von der Theolo-
gischen Fakultät der Universität Göttingen 
entsandt wird.

(2) 1Der Landessynode gehören Nichtordinierte, 
Ordinierte und beruflich Mitarbeitende an. 2Ihr 
dürfen nicht mehrheitlich Ordinierte und be-
ruflich Mitarbeitende angehören.
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(3) 1Die Mitglieder der Landessynode sind allein 
dem Auftrag der Kirche verpflichtet und an 
Weisungen nicht gebunden. 2Sie dürfen wegen 
ihrer synodalen Tätigkeit nicht zur Rechen-
schaft gezogen werden.

(4) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, 
die Regionalbischöfinnen und Regionalbischö-
fe, die Mitglieder und Mitarbeitenden des Lan-
deskirchenamtes sowie die Mitglieder kirch-
licher Verfassungs- und Verwaltungsgerichte, 
die für Rechtsstreitigkeiten aus dem Bereich 
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers zuständig sind, können der Landes-
synode nicht angehören.

Artikel 47 – Bildung der Landessynode

(1) Die Landessynode wird alle sechs Jahre zum  
1. Januar neu gebildet.

(2) Berechtigt, die Mitglieder der Landessynode 
zu wählen, sind alle Mitglieder der Kirchenvor-
stände, alle im aktiven Dienst der Landeskirche 
stehenden Pastorinnen und Pastoren sowie alle 
Mitglieder der Kirchenkreissynoden.

(3) 1Über Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit der Bildung der Landessynode ent-
scheidet der Landessynodalausschuss. 2Diese 
Entscheidungen unterliegen nicht der Nachprü-
fung durch die kirchlichen Gerichte. 3Wird ein 
Vorgang des Verfahrens zur Bildung der Lan-
dessynode für ungültig erklärt, so ist dieser zu 
wiederholen.

(4) Das Nähere über die Zusammensetzung und 
die Bildung der Landessynode wird durch Kir-
chengesetz geregelt.

Artikel 48 – Teilnahmerechte

Die Landesbischöfin oder der Landesbischof, die 
Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe sowie 
die Mitglieder und die Bevollmächtigten des Lan-
deskirchenamtes nehmen mit Rederecht an den 
Verhandlungen der Landessynode teil.

Abschnitt 3: Landessynodalausschuss

Artikel 49 – Aufgaben des 
Landessynodalausschusses

(1) 1Der Landessynodalausschuss nimmt die in Ar-
tikel 45 Absatz 1, 2 und 5 Nummer 8 genann-
ten Aufgaben der Landessynode wahr, solange 
diese nicht versammelt ist. 2In der Ausübung 
dieser Aufgaben ist er an die Weisungen der 
Landessynode gebunden. 3Er achtet darauf, 
dass die Beschlüsse der Landessynode ausge-
führt werden. 4Er berät die anderen kirchenlei-
tenden Organe in wichtigen Angelegenheiten 

der Leitung und Verwaltung der Landeskirche.
(2) Der Landessynodalausschuss hat insbesondere 

folgende Aufgaben:
1. Er beruft die Landessynode zu der ersten 

Tagung nach ihrer Neubildung ein.
2. Er entscheidet über Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit der Bildung der 
Landessynode.

3. Er bestimmt die drei weiteren Synodalen 
nach Artikel 60 Absatz 5, wenn die Lan-
dessynode nicht rechtzeitig zu einer Tagung 
zusammentritt.

4. Er erstattet der Landessynode bei jeder or-
dentlichen Tagung einen Tätigkeitsbericht.

5. Er wirkt bei der Rechtsetzung mit.
6. Er wirkt bei der Haushaltsführung der Lan-

deskirche mit, soweit dies im Haushaltsplan 
oder in anderen Kirchengesetzen bestimmt 
ist.

7. Er stimmt den Grundsätzen der Personal-
ausstattung und -entwicklung des Landes-
kirchenamtes und seiner Einrichtungen zu.

8. Er erteilt die Zustimmung zur Verwendung 
von Einnahmen für nicht im Haushaltsplan 
vorgesehene Ausgaben, zur Verwendung 
eines für besondere Zwecke bestimmten 
landeskirchlichen Vermögens zu anderen 
Zwecken, zur Überschreitung des Haus-
haltsplanes für die Übernahme von Bürg-
schaften und zur Aufnahme von Krediten, 
die nicht im Haushaltszeitraum getilgt wer-
den können.

9. 1Er nimmt den landeskirchlichen Jahresab-
schluss ab, prüft die Haushaltsführung, be-
schließt über die Entlastung des Landeskir-
chenamtes und berichtet der Landessynode 
hierüber. 2Bei der Abnahme des Jahresab-
schlusses und der Beschlussfassung über 
die Entlastung ist der Finanzausschuss der 
Landessynode zu beteiligen. 3Sachverhalte, 
über die bei der Entlastung kein Einverneh-
men erzielt worden ist, sind der Landessy-
node zur Entscheidung vorzulegen.

(3) Dem Landessynodalausschuss können durch 
Kirchengesetz weitere Aufgaben übertragen 
werden.

Artikel 50 – Zusammensetzung und Bildung 
des Landessynodalausschusses

(1) 1Dem Landessynodalausschuss gehören sieben 
Mitglieder an, darunter mindestens zwei und 
höchstens drei ordinierte Mitglieder, die von 
der Landessynode aus ihrer Mitte gewählt wer-
den. 2Für die Mitglieder werden ebenso viele 
ordinierte und nichtordinierte Stellvertretungen 
gewählt.
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(2) 1Der Landessynodalausschuss wählt aus seiner 
Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
und eine Stellvertretung. 2Scheidet die oder der 
Vorsitzende aus dem Amt aus, so ist neben dem 
Vorsitz auch die Stellvertretung neu zu wählen.

(3) 1Die Amtszeit des Landessynodalausschusses 
beträgt sechs Jahre. 2Der Landessynodalaus-
schuss bleibt über das Ende der Amtszeit einer 
Landessynode hinaus so lange im Amt, bis ein 
neuer Landessynodalausschuss gewählt worden 
ist.

(4) 1Die Präsidentin oder der Präsident der Lan-
dessynode nimmt an den Sitzungen des Lan-
dessynodalausschusses mit beratender Stimme 
teil. 2Sie oder er wird im Falle der Verhinderung 
durch ein anderes Mitglied des Präsidiums ver-
treten.

Abschnitt 4: Landesbischöfin oder 
Landesbischof und Regionalbischöfinnen 

und Regionalbischöfe

Artikel 51 – Bischöflicher Dienst

(1)  Der bischöfliche Dienst in der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannovers wird 
durch die Landesbischöfin oder den Landesbi-
schof und in den Sprengeln durch die Regio-
nalbischöfinnen und Regionalbischöfe wahrge-
nommen.

(2) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
und die Regionalbischöfinnen und Regional-
bischöfe tragen insbesondere durch geistliche 
Leitung und Aufsicht Verantwortung für die 
Einheit der Kirche und die Ausrichtung aller 
kirchlichen Arbeit an Schrift und Bekenntnis. 
2Sie vertreten die Landeskirche im kirchlichen 
und öffentlichen Leben, in der Zusammenarbeit 
mit anderen Kirchen sowie im ökumenischen 
und interreligiösen Gespräch. 3Sie geben Anre-
gungen für das kirchliche und geistliche Leben 
in der Landeskirche.

(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
und die Regionalbischöfinnen und Regional-
bischöfe begleiten die kirchlichen Körper-
schaften und Einrichtungen sowie die anderen 
Formen kirchlichen Lebens und fördern ihr Zu-
sammenwirken. 2Sie begleiten den Dienst der 
Pastorinnen und Pastoren sowie der anderen 
Mitarbeitenden mit Seelsorge, Rat, Ermutigung 
und Ermahnung. 3Sie tragen Verantwortung für 
Grundsatzfragen von Theologie, Verkündigung 
und theologischer Ausbildung.

Artikel 52 – Aufgaben der Landesbischöfin 
oder des Landesbischofs

(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
nimmt den bischöflichen Dienst für die gesamte 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hanno-
vers wahr und fördert das Zusammenwirken 
aller Kräfte in der Landeskirche. 2Sie oder er 
nimmt zu Fragen und Aufgaben des kirchlichen 
und gesellschaftlichen Lebens öffentlich Stel-
lung.

(2) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
wirkt in den Kirchengemeinden der Landes-
kirche durch Predigt und Leitung von Gottes-
diensten. 2Sie oder er kann diese Aufgaben 
für sich als Recht in Anspruch nehmen. 3Sie 
oder er kann sich mit Kundgebungen, die im 
Gottesdienst zu verlesen sind, an die Kirchen-
gemeinden wenden und zu außerordentlichen 
Gottesdiensten aufrufen. 4Sie oder er bestimmt 
für sich eine Kirche als Predigtstätte.

(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
hat das Recht, Kirchen und Kapellen einzuwei-
hen und Visitationen vorzunehmen. 2Sie oder er 
hat das Recht, an Stelle der zuständigen Regi-
onalbischöfin oder des zuständigen Regionalbi-
schofs zu ordinieren.

(4) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
hat ferner insbesondere folgende Aufgaben:
1. 1Sie oder er ernennt die vom Personalaus-

schuss gewählten Mitglieder des Landes-
kirchenamtes sowie die Regionalbischöf-
innen und Regionalbischöfe, führt sie in 
ihr Amt ein und übt die Dienstaufsicht ge-
genüber ihnen aus. 2Eine Versetzung in den 
Wartestand oder in den Ruhestand sowie 
Entscheidungen im Rahmen der Diszipli-
naraufsicht bedürfen der Zustimmung des 
Personalausschusses.

2. Sie oder er ernennt die vom Personalaus-
schuss gewählten Mitglieder der kirch-
lichen Gerichte.

3. Sie oder er ernennt auf Vorschlag der Lan-
desregierung die Äbtissin oder den Abt des 
Klosters Bursfelde.

4. Sie oder er setzt Dienstbezeichnungen fest 
und verleiht Titel.

5. Sie oder er übt das Gnadenrecht in Diszipli-
narangelegenheiten aus.

6. Sie oder er führt die Amtsträgerinnen und 
Amtsträger mit gesamtkirchlichem Auftrag 
in ihr Amt ein.

7. Sie oder er beruft die Pastorinnen und Pa-
storen sowie die von den Kirchenkreissy-
noden gewählten Superintendentinnen und 
Superintendenten.
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8. Sie oder er hat den Vorsitz im Bischofsrat 
und im Landeskirchenamt inne.

9. Sie oder er erstattet der Landessynode re-
gelmäßig einen Bericht.

10. Sie oder er vertritt die Landeskirche bei 
dem Abschluss von Verträgen, die der Zu-
stimmung durch Kirchengesetz bedürfen.

11. Sie oder er wirkt bei der Ausfertigung und 
Verkündung von Rechtsvorschriften mit 
und stimmt den Beschlüssen nach Artikel 
72 Absatz 1 zu.

Artikel 53 – Wahl der Landesbischöfin 
oder des Landesbischofs, persönliche 

Rechtsstellung

(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
wird auf Vorschlag des Personalausschusses in 
der Zusammensetzung nach Artikel 60 Absatz 
5 von der Landessynode für zehn Jahre gewählt. 
2Gewählt wird ohne Aussprache und in gehei-
mer Abstimmung. 3Für die Wahl ist im ersten 
und zweiten Wahlgang eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder 
der Landessynode erforderlich.

(2) 1Spätestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit 
der Landesbischöfin oder des Landesbischofs 
entscheidet der Personalausschuss in der Zu-
sammensetzung nach Artikel 60 Absatz 5 mit 
der Mehrheit der Mitglieder, ob die Amtszeit bis 
zum Ruhestand verlängert wird. 2Die Landessy-
node kann einer Verlängerung widersprechen, 
indem sie spätestens sechs Monate vor Ablauf 
der Amtszeit verlangt, dass ein Wahlverfahren 
nach Absatz 1 durchgeführt wird.

(3) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
ist jederzeit zum Rücktritt berechtigt. 2Sie oder 
er kann gegen den eigenen Willen nur unter 
den kirchengesetzlich vorgesehenen Voraus-
setzungen auf eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand versetzt oder des Amtes enthoben 
werden.

(4) 1Die Dienstaufsicht gegenüber der Landes-
bischöfin oder dem Landesbischof übt die Prä-
sidentin oder der Präsident der Landessynode 
aus. 2Über eine Versetzung in den Wartestand 
oder in den Ruhestand sowie über Maßnahmen 
im Rahmen der Disziplinaraufsicht entscheidet 
der Personalausschuss.

(5) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 54 – Vertretung der Landesbischöfin 
oder des Landesbischofs

(1) Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
kann sich von den Regionalbischöfinnen und 
Regionalbischöfen und von den Mitgliedern des 

Landeskirchenamtes vertreten und unterstüt-
zen lassen.

(2) 1Ist die Landesbischöfin oder der Landesbi-
schof für längere Zeit verhindert oder hat sie 
oder er ein Leitungsamt in einer der in Artikel 4 
Absatz 1 bis 4 genannten Körperschaften wahr-
zunehmen, so regelt der Personalausschuss im 
Einvernehmen mit ihr oder ihm und mit Zu-
stimmung des Landessynodalausschusses die 
Vertretung. 2Dabei kann aus dem Kreis der 
Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe 
sowie der ordinierten Mitglieder des Landes-
kirchenamtes eine ständige Vertretung auf Zeit 
bestimmt werden.

(3) Ist das Amt der Landesbischöfin oder des Lan-
desbischofs nicht besetzt, so wählt der Perso-
nalausschuss eine Regionalbischöfin oder ei-
nen Regionalbischof zur Bischofsvikarin oder 
zum Bischofsvikar.

(4) 1Die Vertretung nach den Absätzen 2 und 3 
umfasst die Wahrnehmung aller Aufgaben und 
Befugnisse der Landesbischöfin oder des Lan-
desbischofs mit Ausnahme der Rechte gemäß 
Artikel 52 Absatz 4 Nummer 8. 2Sie umfasst 
auch das Recht, an den Sitzungen des Bischofs-
rates, des Landeskirchenamtes und des Perso-
nalausschusses teilzunehmen.

Artikel 55 – Aufgaben der 
Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe

(1)  1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbi-
schöfe nehmen den bischöflichen Dienst in den 
Sprengeln wahr. 2Sie übernehmen zugleich ge-
samtkirchliche Aufgaben und haben Anteil an 
der Leitung der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche Hannovers.

(2) 1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbi-
schöfe wirken in den Kirchengemeinden der 
Sprengel durch Predigt und Leitung von Got-
tesdiensten. 2Sie können diese Aufgaben für 
sich als Recht in Anspruch nehmen.

(3) 1Die Regionalbischöfinnen und Regionalbi-
schöfe haben die Aufgabe, zu ordinieren, zu 
visitieren und Kirchen und Kapellen einzuwei-
hen. 2Artikel 52 Absatz 3 bleibt unberührt.

(4) Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe 
haben ferner insbesondere folgende Aufgaben:
1. Sie führen Superintendentinnen und Su-

perintendenten sowie Amtsträgerinnen 
und Amtsträger mit einem Auftrag für den 
Sprengel in ihr Amt ein.

2. Sie laden zu Generalkonventen, Ephoren-
konferenzen und Konferenzen der Diako-
ninnen und Diakone ein.

3. Sie wirken bei der Prüfung des theolo-
gischen Nachwuchses mit.
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4. Sie beauftragen Prädikantinnen und Prädi-
kanten.

5. Sie segnen Diakoninnen und Diakone ein.
6. Sie wirken an der Wahl und an den Dienst-

beschreibungen der Superintendentinnen 
und Superintendenten mit.

Artikel 56 – Wahl der Regionalbischöfinnen 
und Regionalbischöfe, persönliche 

Rechtsstellung

(1) Die Regionalbischöfinnen und Regionalbischö-
fe werden vom Personalausschuss in der Zu-
sammensetzung nach Artikel 60 Absatz 6 auf 
zehn Jahre gewählt und von der Landesbischöf-
in oder vom Landesbischof ernannt.

(2) 1Spätestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit 
einer Regionalbischöfin oder eines Regionalbi-
schofs entscheidet der Personalausschuss in der 
Zusammensetzung nach Artikel 60 Absatz 6, 
ob die Amtszeit bis zum Ruhestand verlängert 
wird. 2Die Landesbischöfin oder der Landesbi-
schof oder die Landessynode können einer Ver-
längerung widersprechen, indem sie spätestens 
sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit verlan-
gen, dass ein Wahlverfahren nach Absatz 1 
durchgeführt wird.

(3) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 57 – Bischofsrat

(1) 1Die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
und die Regionalbischöfinnen und Regionalbi-
schöfe kommen regelmäßig als Bischofsrat zu-
sammen und beraten über alle Fragen, die das 
kirchliche Leben betreffen. 2Den Vorsitz führt 
die Landesbischöfin oder der Landesbischof.

(2) 1Der Bischofsrat ist an Beschlüssen nach Arti-
kel 72 Absatz 1 beteiligt. 2Er wirkt bei der Be-
setzung von Pfarrstellen durch Ernennung und 
bei der Berufung von Pastorinnen und Pastoren 
mit besonderem Auftrag beratend mit.

Abschnitt 5: Landeskirchenamt

Artikel 58 – Aufgaben des 
Landeskirchenamtes

(1) 1Das Landeskirchenamt führt die laufenden 
Geschäfte der Landeskirche in eigener Ver-
antwortung. 2Es ist zuständig für alle Angele-
genheiten der Verwaltung der Landeskirche, 
soweit die Zuständigkeit nicht anderen Stellen 
übertragen ist. 3Es sorgt im Zusammenwirken 
mit anderen kirchenleitenden Organen für die 
Wahrung und Fortentwicklung des kirchlichen 
Rechts, für eine zweckmäßige Organisation der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers und für eine transparente Finanzwirt-
schaft. 4Es trägt Verantwortung für theologische 
Grundsatzfragen und nimmt am Öffentlich-
keitsauftrag der Landeskirche teil.

(2) Das Landeskirchenamt hat insbesondere fol-
gende Aufgaben:
1. Es beschließt mit Zustimmung des Lan-

dessynodalausschusses über Rechtsverord-
nungen und bringt auf Veranlassung der 
Landessynode oder von sich aus Entwürfe 
von Kirchengesetzen in die Landessynode 
ein.

2. Es bereitet Konzepte für die kirchliche Ar-
beit vor und wirkt an der Umsetzung be-
schlossener Konzepte mit.

3. Es entscheidet im Rahmen des geltenden 
Rechts und der darin vorgesehenen Be-
teiligungsverfahren über die Errichtung, 
Aufhebung, Zusammenlegung und Verän-
derung kirchlicher Körperschaften sowie 
landeskirchlicher Einrichtungen und übt 
die oberste Aufsicht über sie aus.

4. Es berät und unterstützt die kirchlichen 
Körperschaften, die Einrichtungen der 
Landeskirche und die anderen Formen 
kirchlichen Lebens sowie die anderen kir-
chenleitenden Organe bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben.

5. Es ist mitverantwortlich für gesamtkirch-
liche Fragen der Personalplanung, des Per-
sonaleinsatzes und der Personalentwick-
lung.

6. Es übt unbeschadet der Aufsichtsbefug-
nisse anderer Stellen die oberste Dienstauf-
sicht über die Mitarbeitenden der Landes-
kirche und der kirchlichen Körperschaften 
aus.

7. Es stellt den Entwurf des Haushaltsplanes 
und den Jahresabschluss der Landeskirche 
auf.

8. Es beschließt mit Zustimmung des Landes-
synodalausschusses die Grundsätze seiner 
Personalausstattung und -entwicklung.

9. Es legt der Landessynode Berichte über 
den Stand des kirchlichen Lebens und der 
kirchlichen Arbeit vor.

(3) Das Landeskirchenamt vertritt die Landeskir-
che im Rechtsverkehr, soweit keine andere Zu-
ständigkeit gegeben ist.

(4) Maßnahmen des Landeskirchenamtes, durch 
die voraussichtlich Mittel der Landeskirche 
in Anspruch genommen werden, die nicht im 
Haushaltsplan vorgesehen sind, bedürfen der 
Zustimmung des Landessynodalausschusses.

(5) In Verwaltungsverfahren, die Aufgaben einer 
Kirchengemeinde oder eines Zusammenschlus-
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ses von Kirchengemeinden betreffen, gibt das 
Landeskirchenamt dem Kirchenkreis Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

Artikel 59 – Zusammensetzung des 
Landeskirchenamtes

(1) 1Den Vorsitz des Landeskirchenamtes hat die 
Landesbischöfin oder der Landesbischof inne. 
2Weitere Mitglieder sind die Präsidentin oder 
der Präsident, ihre oder seine Vertretung im 
Amt sowie weitere ordinierte und nichtordi-
nierte Mitglieder.

(2) 1Die Mitglieder des Landeskirchenamtes wer-
den vom Personalausschuss gewählt und von 
der Landesbischöfin oder vom Landesbischof 
ernannt. 2Im Übrigen wird die Rechtsstellung 
der Mitglieder des Landeskirchenamtes durch 
Kirchengesetz geregelt.

(3) 1Die Mitglieder des Landeskirchenamtes ent-
scheiden als Kollegium. 2Alle Mitglieder haben 
gleiches Stimmrecht.

Abschnitt 6: Personalentscheidungen

Artikel 60 – Personalausschuss

(1) Der Personalausschuss beschließt über fol-
gende Personalangelegenheiten:
1. Er beruft die Mitglieder der Landessynode 

nach Artikel 46 Absatz 1 Nummer 2.
2. Er erstellt den Vorschlag für die Wahl der 

Landesbischöfin oder des Landesbischofs 
und für die Verlängerung der Amtszeit.

3. Er wählt die Regionalbischöfinnen und Re-
gionalbischöfe und entscheidet über eine 
Verlängerung ihrer Amtszeit.

4. Er wählt die Mitglieder des Landeskirchen-
amtes.

5. Er befindet über die Zustimmung zu Ent-
scheidungen der Landesbischöfin oder des 
Landesbischofs nach Artikel 52 Absatz 4 
Nummer 1 Satz 2.

6. Er wählt Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte, Pastorinnen und Pastoren der 
Landeskirche und andere Mitarbeitende in 
besonders herausgehobenen Funktionen; 
das Nähere wird durch Kirchengesetz oder 
Rechtsverordnung geregelt.

7. Er entscheidet gegenüber der Landes-
bischöfin oder dem Landesbischof über 
eine Versetzung in den Wartestand oder in 
den Ruhestand sowie über Maßnahmen im 
Rahmen der Disziplinaraufsicht. 

8. Er wählt die Mitglieder der kirchlichen Ge-
richte.

9. Er wählt die Vertreterinnen und Vertreter 

der Landeskirche in der Kirchenkonferenz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und die Delegierten bei ökumenischen Ver-
sammlungen.

10. Er bestätigt die Wahl der Äbtissin oder des 
Abtes des Klosters Loccum und des Klo-
sters Amelungsborn.

11. Er wählt eine Bischofsvikarin oder einen 
Bischofsvikar.

(2) Dem Personalausschuss können durch Kir-
chengesetz weitere Personalaufgaben übertra-
gen werden.

(3) Dem Personalausschuss gehören an:
1. die Landesbischöfin oder der Landesbischof 

als Vorsitzende oder Vorsitzender,
2. die Präsidentin oder der Präsident der Lan-

dessynode,
3. die oder der Vorsitzende des Landessyno-

dalausschusses,
4. eine Regionalbischöfin oder ein Regionalbi-

schof, die oder der von den Regionalbischö-
finnen und Regionalbischöfen gewählt wird,

5. die Präsidentin oder der Präsident des Lan-
deskirchenamtes,

6. ein von den Mitgliedern des Landeskir-
chenamtes aus deren Mitte gewähltes ordi-
niertes Mitglied,

7. fünf von der Landessynode aus deren Mitte 
gewählte Mitglieder, darunter höchstens ein 
ordiniertes Mitglied.

(4) 1Die Amtszeit der nach Absatz 3 Nummer 4, 6 
und 7 gewählten Mitglieder beträgt sechs Jahre. 
2Sie beginnt jeweils achtzehn Monate nach dem 
Beginn der Amtszeit einer Landessynode. 3Bis 
dahin bleiben die von der vorhergehenden Lan-
dessynode gewählten Mitglieder nach Absatz 
3 Nummer 7 auch dann im Amt, wenn sie der 
neu gebildeten Landessynode nicht mehr ange-
hören. 4Die Mitgliedschaft der Präsidentin oder 
des Präsidenten der Landessynode besteht über 
das Ende der Amtszeit einer Landessynode hi-
naus fort, bis die neu gebildete Landessynode 
eine neue Präsidentin oder einen neuen Präsi-
denten gewählt hat.

(5) 1Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 
2 wird der Personalausschuss um drei weitere 
Mitglieder der Landessynode erweitert. 2Die 
Landesbischöfin oder der Landesbischof ist an 
diesen Entscheidungen nicht beteiligt. 3Den 
Vorsitz übernimmt die Präsidentin oder der 
Präsident der Landessynode.

(6)  Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 3 
wird der Personalausschuss um folgende Per-
sonen aus dem betroffenen Sprengel erweitert:
1. zwei Mitglieder der Landessynode,
2. die Vorsitzende oder der Vorsitzende einer 

Kirchenkreissynode und
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3. eine Superintendentin oder ein Superinten-
dent.

(7) Durch Kirchengesetz kann vorgesehen werden, 
dass der Personalausschuss für Entscheidungen 
nach Absatz 1 Nummer 6 um ein weiteres Mit-
glied erweitert wird, das für die betroffene Stel-
le zuständig ist.

(8) 1Der Personalausschuss gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. 2Diese regelt auch die Vertre-
tung der Mitglieder nach Absatz 3 Nummer 2 
bis 7.

Teil 5 – Besondere Formen kirchlichen 
Lebens, Forschung und Lehre

Artikel 61 – Einrichtungen und Werke

(1)  Zur Erfüllung des Auftrages der Kirche können 
die kirchlichen Körperschaften rechtlich un-
selbständige Einrichtungen und Werke errich-
ten.

(2) Die Landeskirche ist Trägerin von Einrich-
tungen, die
1. für die gesamte Landeskirche unmittelbar 

einzelne kirchliche Aufgaben wahrnehmen,
2. der Begleitung und Unterstützung des 

kirchlichen und gemeindlichen Lebens die-
nen oder

3. für die Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie 
die Begleitung von Mitarbeitenden sorgen.

(3) Die Landeskirche kann Einrichtungen auch in 
Zusammenarbeit mit anderen Landeskirchen 
oder mit gesamtkirchlichen Zusammenschlüs-
sen errichten.

Artikel 62 – Diakonisches Werk

Die diakonischen Werke und Einrichtungen im 
Bereich der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers arbeiten gemeinsam mit diakonischen 
Werken und Einrichtungen aus anderen Landeskir-
chen im Diakonischen Werk evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen e.V. zusammen.

Artikel 63 – Missionswerk

Durch das Evangelisch-lutherische Missionswerk 
in Niedersachsen beteiligt sich die Evangelisch-lu-
therische Landeskirche Hannovers in Gemeinschaft 
mit anderen Landeskirchen an der weltweiten Wahr-
nehmung des Missionsauftrages der Kirche und sei-
ner Vermittlung in Deutschland.

Artikel 64 – Geistliche Gemeinschaften, 
Kommunitäten und Klöster

1Die Landeskirchlichen Gemeinschaften, die mit 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers verbundenen Geistlichen Gemeinschaften 
und Kommunitäten sowie die evangelischen Klöster 
und Stifte auf dem Gebiet der Landeskirche tragen 
durch ihre jeweilige Lebensform und Frömmigkeit-
spraxis zur Förderung des geistlichen Lebens in der 
Landeskirche bei. 2Die Landeskirche bietet ihnen 
Begleitung und Unterstützung an.

Artikel 65 – Klöster Loccum und 
Amelungsborn

(1) Die Klöster Loccum und Amelungsborn die-
nen als Körperschaften des öffentlichen Rechts 
kirchlichen Zwecken innerhalb der Evange-
lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers.

(2) 1Die Klöster ordnen und verwalten ihre Ange-
legenheiten selbständig im Rahmen des gel-
tenden Rechts. 2Sie geben sich eine Kloster-
verfassung, die der Genehmigung durch das 
Landeskirchenamt bedarf.

(3) 1Die Klöster stehen unter der Aufsicht des Lan-
deskirchenamtes. 2Für die Wahrnehmung der 
Aufsicht gelten die Bestimmungen über die all-
gemeine Aufsicht gegenüber den Kirchenkrei-
sen entsprechend. 3Die Bestimmungen über 
die kirchenaufsichtliche Genehmigung von Be-
schlüssen und Erklärungen des Kirchenkreis-
vorstandes finden keine Anwendung.

(4) 1Die Zusammensetzung und die Leitung des 
Konvents werden durch die Klosterverfassung 
geregelt. 2Die Wahl der Äbtissin oder des Abtes 
bedarf der Bestätigung durch den Personalaus-
schuss.

(5) Das Kloster Loccum stellt der Landeskirche 
Räume für den Betrieb ihres Predigerseminars 
zur Verfügung.

Artikel 66 – Kloster Bursfelde

(1) 1Im Kloster Bursfelde besteht ein Geistliches 
Zentrum der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers. 2Das Nähere regelt eine vom 
Landeskirchenamt zu erlassende Klosterord-
nung.

(2)  1Die Äbtissin oder der Abt des Klosters Burs-
felde wird von der Landesbischöfin oder dem 
Landesbischof auf Vorschlag der Landesre-
gierung aus dem Kreis der evangelisch-lu-
therischen ordentlichen Professorinnen und 
Professoren der Theologischen Fakultät der 
Universität Göttingen ernannt. 2Die Äbtissin 
oder der Abt steht einem Konvent vor.

Artikel 67 – Forschung und Lehre

(1) Die Theologische Fakultät der Universität Göt-
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tingen, die Institute für evangelische Theologie 
an anderen staatlichen Hochschulen im Be-
reich der Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che Hannovers, die Hochschule Hannover und 
die Hochschule für Musik, Theater und Medien 
Hannover nehmen als Einrichtungen wissen-
schaftlicher Forschung und Lehre im Rahmen 
der gemeinsamen Angelegenheiten von Kirche 
und Staat nach Artikel 5 Absatz 3 kirchliche 
Aufgaben wahr und wirken mit der Landeskir-
che zusammen.

(2) Die Theologische Fakultät der Universität Göt-
tingen nimmt insbesondere folgende kirchliche 
Aufgaben wahr:
1. Sie verantwortet die wissenschaftliche Aus-

bildung von Pastorinnen und Pastoren sowie 
Religionslehrkräften.

2. Ihre Mitglieder beteiligen sich an der 
Durchführung der Theologischen Prü-
fungen.

3. Sie berät die Landeskirche in Fragen von 
theologischer Bedeutung.

4. Sie entsendet eine Lehrstuhlinhaberin oder 
einen Lehrstuhlinhaber in die Landessyno-
de.

(3) Die Institute für evangelische Theologie an an-
deren staatlichen Hochschulen im Bereich der 
Landeskirche verantworten die wissenschaft-
liche Ausbildung von evangelischen Religi-
onslehrkräften und beraten die Landeskirche 
durch wissenschaftliche Gutachten.

(4) Die Hochschule Hannover verantwortet die 
wissenschaftliche Ausbildung von Diakoninnen 
und Diakonen im Rahmen des Studiengangs 
Religionspädagogik und Soziale Arbeit.

(5) Die Hochschule für Musik, Theater und Medien 
Hannover verantwortet die künstlerische und 
wissenschaftliche Ausbildung von Kirchenmu-
sikerinnen und Kirchenmusikern.

Teil 6 – Rechtsetzung, Rechtspflege, 
Finanzverfassung

Abschnitt 1: Rechtsetzung

Artikel 68 – Vorbehalt des Gesetzes

Einer kirchengesetzlichen Regelung bedarf es 
insbesondere
1. zur Änderung oder Aufhebung von Kirchenge-

setzen oder Verordnungen mit Gesetzeskraft,
2. zur Regelung der Rechtsstellung der Mitglie-

der der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers und der Inhaberinnen und Inhaber 
von Diensten nach Artikel 11,

3. zur Regelung des Rechts der kirchlichen Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen,

4. zur Regelung des Kirchensteuerrechts,
5. zur Regelung von Zahl und Abgrenzung der 

Sprengel,
6. zur Errichtung kirchlicher Gerichte und zur 

Regelung ihrer Zusammensetzung sowie der 
Zuständigkeiten und Verfahren,

7. zur Änderung des Gebietes der Landeskirche, 
wenn die Änderung mehr als eine Kirchenge-
meinde betrifft,

8. in allen sonstigen Fällen, in denen diese Ver-
fassung eine kirchengesetzliche Regelung ver-
langt.

Artikel 69 – Verfahren der Gesetzgebung

(1) Die Gesetzgebung ist Aufgabe der Landessyno-
de.

(2) 1Gesetzentwürfe werden aus der Mitte der Lan-
dessynode oder vom Landeskirchenamt ein-
gebracht. 2Gesetzentwürfe aus der Mitte der 
Landessynode bedürfen der Unterstützung von 
mindestens 15 Mitgliedern der Landessynode.

(3) Gesetzentwürfen ist eine Begründung beizufü-
gen.

Artikel 70 – Verfassungsänderung

(1) Die Verfassung kann durch Kirchengesetz ge-
ändert oder ergänzt werden (Verfassungsände-
rung).

(2) 1Bei verfassungsändernden Gesetzen ist eine 
zweimalige Beratung und Abstimmung erfor-
derlich. 2Für die Schlussabstimmung ist die 
Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Landessy-
node erforderlich.

Artikel 71 – Verordnungen mit 
Gesetzeskraft

(1) 1In dringenden Fällen kann der Landessynodal-
ausschuss Angelegenheiten, die einer kirchenge-
setzlichen Regelung bedürfen, durch Verordnung 
mit Gesetzeskraft regeln, wenn die Landessy-
node nicht rechtzeitig einberufen werden kann. 
2Die Verfassung kann durch eine Verordnung 
mit Gesetzeskraft nicht geändert werden.

(2) 1Verordnungen mit Gesetzeskraft sind der Lan-
dessynode unverzüglich zur Bestätigung vorzu-
legen. 2Wird eine Verordnung mit Gesetzeskraft 
mit Änderungen bestätigt, so ist sie in der von 
der Landessynode beschlossenen Fassung neu 
auszufertigen und zu verkünden. 3Wird eine 
Verordnung mit Gesetzeskraft nicht bestätigt, 
so tritt sie zu dem von der Landessynode festge-
legten Zeitpunkt außer Kraft.
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Artikel 72 – Ordnung des Gottesdienstes

(1) 1Agenden, Gesangbücher, Perikopenordnungen 
und Katechismen der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers oder eines Zusam-
menschlusses nach Artikel 4 Absatz 1 oder 2 
werden durch übereinstimmende Beschlüsse 
von Bischofsrat und Landessynode sowie mit 
Zustimmung der Landesbischöfin oder des 
Landesbischofs eingeführt, geändert, zum Ge-
brauch empfohlen oder freigegeben. 2Vor der 
Beschlussfassung ist den Kirchenkreisen und 
Kirchengemeinden Gelegenheit zur Stellung-
nahme oder Erprobung zu geben.

(2) Die Kirchengemeinden nehmen neu einge-
führte oder geänderte Agenden, Gesangbücher, 
Perikopenordnungen und Katechismen durch 
übereinstimmende Beschlüsse von Pfarramt 
und Kirchenvorstand in Gebrauch.

Artikel 73 – Rechtsverordnungen

Das Landeskirchenamt kann mit Zustimmung des 
Landessynodalausschusses Rechtsverordnungen 
erlassen, wenn es durch ein Kirchengesetz dazu 
ermächtigt ist oder wenn eine Angelegenheit nach 
dieser Verfassung keiner kirchengesetzlichen Rege-
lung bedarf.

Artikel 74 – Satzungen

1Die kirchlichen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen sind berechtigt, ihre Angelegenheiten 
im Rahmen des landeskirchlichen Rechts durch 
Satzung zu regeln. 2Durch Kirchengesetz kann be-
stimmt werden, dass Satzungen der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt oder durch den Kir-
chenkreisvorstand bedürfen.

Artikel 75 – Ausfertigung und Verkündung 
von Rechtsvorschriften

(1) 1Kirchengesetze, Verordnungen mit Gesetzes-
kraft, Beschlüsse nach Artikel 71 Absatz 2 und 
nach Artikel 72 Absatz 1 sowie Rechtsverord-
nungen sind auszufertigen und im Kirchlichen 
Amtsblatt zu verkünden. 2Satzungen können 
auch auf andere Weise öffentlich bekannt ge-
macht werden.

(2)  Zuständig für die Ausfertigung und Verkün-
dung ist bei Kirchengesetzen, Verordnungen 
mit Gesetzeskraft sowie Beschlüssen nach Ar-
tikel 71 Absatz 2 und nach Artikel 72 Absatz 
1 die Landesbischöfin oder der Landesbischof 
und bei Rechtsverordnungen das Landeskir-
chenamt.

Artikel 76 – Gesamtkirchliche Rechtsetzung

(1) 1Entwürfe von Ordnungen nach Artikel 72 so-
wie Gesetzentwürfe eines Zusammenschlusses 
nach Artikel 4 Absatz 1 oder 2, die die Recht-
setzung der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers berühren, hat das Landeskir-
chenamt alsbald dem Landessynodalausschuss 
zur Unterrichtung zuzuleiten. 2Stellungnahmen 
der Landeskirche zu Entwürfen nach Satz 1 be-
dürfen der Zustimmung des Landessynodalaus-
schusses.

(2) 1Die Zustimmung der Landeskirche zu einem 
von der Evangelischen Kirche in Deutschland 
mit Wirkung für ihre Gliedkirchen beschlos-
senen Kirchengesetz bedarf der Ermächtigung 
durch ein Kirchengesetz der Landeskirche. 
2Wenn durch dieses Kirchengesetz die Verfas-
sung der Landeskirche geändert wird, gilt Arti-
kel 70 Absatz 2 entsprechend.

(3)  Für eine Erklärung über das Außerkraftsetzen 
eines Kirchengesetzes der Evangelischen Kir-
che in Deutschland für die Landeskirche gilt 
Absatz 2 entsprechend.

Artikel 77 – Erprobungen

(1) 1Zur Erprobung neuer Strukturen in einzelnen 
Bereichen kann die Landessynode ein Kirchen-
gesetz beschließen, das Erprobungsregelungen 
ermöglicht. 2Erprobungsregelungen dürfen für 
befristete Zeit von einzelnen Vorschriften die-
ser Verfassung, der Kirchengesetze und der 
Rechtsverordnungen abweichen.

(2) Für die Beratung und Abstimmung über ein 
Erprobungsgesetz und dessen Änderung gelten 
die Bestimmungen über die Änderung der Ver-
fassung entsprechend, wenn das Erprobungsge-
setz eine Abweichung von der Verfassung er-
möglicht.

(3) 1Erprobungsregelungen sind durch Verord-
nung mit Gesetzeskraft zu treffen. 2Die Be-
stimmungen über die Dringlichkeit einer Ver-
ordnung mit Gesetzeskraft sind dabei nicht 
anzuwenden.

Abschnitt 2: Rechtspflege

Artikel 78 – Kirchlicher Rechtsschutz

(1) 1Wird eine Person durch die Entscheidung ei-
ner kirchlichen Körperschaft in ihren Rechten 
verletzt, so kann sie eine Überprüfung verlan-
gen. 2Das Nähere wird durch Kirchengesetz ge-
regelt.

(2) In Verfassungs- und Verwaltungsstreitigkeiten 
sowie in Disziplinarangelegenheiten, mitarbei-
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tervertretungsrechtlichen Streitigkeiten und 
in sonstigen durch Kirchengesetz bestimmten 
Fällen steht der Rechtsweg zu den zuständigen 
kirchlichen Gerichten offen.

Artikel 79 – Rechtliches Gehör

In Verwaltungsverfahren und vor den kirchlichen 
Gerichten haben die Beteiligten Anspruch auf 
rechtliches Gehör.

Artikel 80 – Kirchliche Gerichte

(1) Die Mitglieder kirchlicher Gerichte sind unab-
hängig und nur an Schrift und Bekenntnis so-
wie an das geltende Recht gebunden.

(2) Unter den Mitgliedern eines kirchlichen Ge-
richts müssen sich jeweils mindestens ein or-
diniertes Mitglied und ein Mitglied mit Befähi-
gung zum Richteramt befinden.

(3) 1Die Landeskirche kann ein kirchliches Ge-
richt gemeinsam mit anderen Landeskirchen 
errichten. 2Sie kann sich auch der Gerichte der 
Evangelischen Kirche in Deutschland oder eines 
gliedkirchlichen Zusammenschlusses bedienen.

(4) 1Soweit die Landeskirche eigene kirchliche Ge-
richte errichtet, werden deren Mitglieder vom 
Personalausschuss gewählt und von der Lan-
desbischöfin oder vom Landesbischof ernannt. 
2Sie können gegen ihren Willen nur kraft rich-
terlicher Entscheidung auf kirchengesetzlich 
geordnetem Weg ihres Amtes enthoben oder an 
der Ausübung ihres Amtes gehindert werden.

Abschnitt 3: Finanzverfassung

Artikel 81 – Grundsätze

(1) 1Das Vermögen der kirchlichen Körperschaften 
und ihrer Einrichtungen dient allein der Erfül-
lung kirchlicher Aufgaben. 2Es ist wirtschaft-
lich, sparsam, ethisch-nachhaltig, transparent 
und in gesamtkirchlicher Verantwortung zu 
verwalten.

(2)  Zweckgebundenes Vermögen ist entsprechend 
zu verwenden.

Artikel 82 – Einnahmen

(1) Die kirchlichen Aufgaben werden durch frei-
willige Gaben, Kirchensteuern und sonstige 
Abgaben, Erträge aus Vermögen, Staatslei-
stungen und sonstige Erträge finanziert.

(2) Die Landeskirche, die Kirchenkreise und die 
Kirchengemeinden haben das Recht, von ihren 
Mitgliedern Kirchensteuern und sonstige Abga-
ben zu erheben.

(3) Die Landeskirche und die Kirchenkreise kön-
nen Umlagen erheben.

Artikel 83 – Finanzausgleich

(1) Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, 
dass das Recht der Landeskirche, der Kirchen-
kreise oder der Kirchengemeinden zur Erhe-
bung von Kirchensteuern, Umlagen oder son-
stigen Abgaben ganz oder teilweise ruht.

(2)  Zwischen der Landeskirche, den Kirchenkrei-
sen und den Kirchengemeinden findet ein Fi-
nanzausgleich statt, der im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Mittel eine solidarische, 
proportionale und dem gemeinsamen Auftrag 
der kirchlichen Körperschaften entsprechende 
Verteilung der kirchlichen Einnahmen sicher-
stellt.

Artikel 84 – Haushaltsführung

(1) 1Grundlage für die Haushaltsführung ist der für 
jedes Haushaltsjahr aufzustellende Haushalts-
plan einschließlich eines Stellenplanes. 2Der 
Haushaltsplan ist insgesamt auszugleichen; 
Kreditaufnahmen dürfen nur im Ausnahmefall 
vorgesehen werden.

(2) Die Haushaltspläne der kirchlichen Körper-
schaften sind offenzulegen.

(3) 1Durch den Haushaltsplan wird die haushalts-
führende Stelle ermächtigt, die darin vorgese-
henen Einnahmen zu heben und Ausgaben zu 
leisten. 2Ist zum Schluss eines Haushaltsjahres 
der Haushaltsplan für das folgende Haushalts-
jahr noch nicht festgestellt, so ist bis zu seinem 
Inkrafttreten die haushaltsführende Stelle er-
mächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die erfor-
derlich sind, um die notwendigen Aufgaben und 
die rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen.

(4)  Der Beschluss über die Erhebung von Kir-
chensteuern, Umlagen oder sonstigen Abgaben 
bleibt solange in Kraft, bis die Landessynode 
einen neuen Beschluss gefasst hat.

Artikel 85 – Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung

(1) Nach Ablauf jedes Haushaltszeitraumes haben 
die kirchlichen Körperschaften einen Jahresab-
schluss aufzustellen.

(2) 1Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
kirchlichen Körperschaften unterliegt einer 
Rechnungsprüfung. 2Die Rechnungsprüfung ist 
allein dem Gesetz unterworfen und unabhängig 
gegenüber den zu prüfenden Körperschaften.
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Artikel 86 – Gesetzliche Regelungen

Das Nähere über die Einnahmen, den Finanzaus-
gleich, die Haushaltsführung sowie die Rechnungs-
legung und Rechnungsprüfung wird durch Kirchen-
gesetz geregelt.

Teil 7 - Schlussbestimmung

Artikel 87 – Inkrafttreten

1Diese Verfassung tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. 2Das Nähere wird durch ein Einführungsge-
setz geregelt.

H a n n o v e r, den 16. Mai 2019

Landesbischof,
Vorsitzender des Kirchensenates

M e i s t e r

Präsident der 25. Landessynode

D r.  K a n n e n g i e ß e r

Der von der Landessynode am 16. Mai 2019 be-
schlossenen Fassung hat der Kirchensenat am glei-
chen Tag zugestimmt. 

Nr. 12 5. Kirchengesetz zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes (FAG)

Vom 4. Juni 2019

Die Landessynode hat mit Zustimmung des Kir-
chensenates das folgende Kirchengesetz 

beschlossen:

Artikel 1

§ 5 Absatz 2 des Kirchengesetzes über den Fi-
nanzausgleich in der Evangelisch-lutherischen 
Landeskirche Hannovers (Finanzausgleichsgesetz 
– FAG) vom 13. Dezember 2006 (Kirchl. Amtsbl. 
S. 183), das zuletzt durch das 4. Kirchengesetz zur 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) vom 
13. Juni 2017 (Kirchl. Amtsbl. S. 58) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1. Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
 „2. 20 % nach der Siedlungsstruktur im Kir-

chenkreis (Struktur-Faktor),“.
2. Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. Es ist erstmals für den am 1. Januar 2023 
beginnenden Planungszeitraum anzuwenden. 

H a n n o v e r, den 4. Juni 2019

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

Nr. 13 Verordnung mit Gesetzeskraft zur Än-
derung des Mitarbeitervertretungsge-
setzes

Vom 7. Juni 2019

Im Kirchlichen Amtsblatt 2019, Seite 4, ist die 
Verordnung mit Gesetzeskraft zur Änderung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes verkündet worden. 
Diese Verordnung mit Gesetzeskraft ist von der 25. 
Landessynode am 15. Mai 2019 gemäß Artikel 121 
Absatz 2 Satz 1 der Kirchenverfassung bestätigt 
worden.

H a n n o v e r, den 7. Juni 2019

Der Kirchensenat
der Evangelisch-lutherischen

Landeskirche Hannovers

In Vertretung

D r.  S p r i n g e r
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Nr. 14 Änderung der Satzung der Norddeut-
schen Kirchlichen Versorgungskas-
se für Pfarrer und Kirchenbeamte 
(NKVK)

H a n n o v e r, den 7. Mai 2019

Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekannt-
machung des Vorstandes der NKVK über die 20. 
Änderung der Satzung. Diese Änderung haben wir 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages über die 
Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse 
für Pfarrer und Kirchenbeamte kirchenaufsichtlich 
genehmigt.

Das Landeskirchenamt

D r.  Spr inger

 Bekanntmachung

H a n n o v e r, den 7. Mai 2019

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des Vertrages über die 
Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für 
Pfarrer und Kirchenbeamte geben wir nachstehend 
die 20. Änderung der Satzung der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse (NKVK) bekannt.

Der Vorstand der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte

D r. K r ä m e r

(Vorsitzender)

20. Änderung der Satzung der 
Norddeutschen Kirchlichen 

Versorgungskasse für Pfarrer und 
Kirchenbeamte (NKVK)

vom 5. Dezember 2018

Der Verwaltungsrat der Norddeutschen Kirch-
lichen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchen-
beamte hat mit Genehmigung des Landeskirchen-
amtes die folgende Satzungsänderung beschlossen:

I.

1. Die Überschrift des § 1 erhält folgenden Wort-
laut: „Rechtsnatur, Sitz und Zweck der Kasse, 
Gründungszeitpunkt“

2. Nach § 1 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 an-

gefügt: „Unbeschadet der späteren Entstehung 
der Kasse gilt für die Rechte und Pflichten der 
beteiligten Kirchen gegenüber der Kasse der  
1. Januar 1972 als Gründungszeitpunkt.“

3. In § 12 wird „§ 34“ durch „§ 1 Abs. 5“ ersetzt.
4. § 13 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut:
 „Die beteiligten Kirchen sind verpflichtet, alle 

Pfarrer, Kirchenbeamten und sonstigen Mitar-
beiter in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis mit Anwartschaft auf lebenslange 
Versorgung und Hinterbliebenenversorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen ein-
schließlich derer auf Widerruf, jedoch mit Aus-
nahme derjenigen auf Zeit unverzüglich bei der 
Kasse anzumelden.“

5. § 16 Abs. 2 entfällt. Die Nummerierungen der 
nachfolgenden Absätze ändern sich entspre-
chend.

6. § 18 Abs. 1 Satz 2 entfällt.
7. Nach § 19 wird folgender neuer § 20 eingefügt:

„Versorgungsfälle ohne 
Leistungsverpflichtung der Kasse

 
 Für die Versorgungsempfänger einer beteilig-

ten Kirche, für die eine Leistungsverpflichtung 
der Kasse nicht besteht, übernimmt die Kasse 
auf Antrag der beteiligten Kirche gegen Er-
stattung des Leistungsaufwandes die Zahlung 
der Versorgungsleistungen. Die beteiligte Kir-
che erstattet der Kasse zum Schluss des Ge-
schäftsjahres die geleisteten Zahlungen nach 
Aufforderung in voller Höhe. Auf den sich 
voraussichtlich ergebenden Jahresbetrag sind 
vierteljährlich Vorauszahlungen in Höhe von 
einem Viertel dieses Betrages zu leisten. § 25 
Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die von der 
Kasse zu leistenden Zahlungen können auch 
in einem nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen berechneten Einmalbetrag pau-
schal abgegolten werden.“ 

 Die Nummerierung der nachfolgenden Para-
graphen ändert sich entsprechend.

8. In § 21 (neu) Abs. 1 Satz 1 werden nach den 
Worten „sonstige Versorgung“ die Worte „oder 
Altersgeld“ eingefügt.

9. In § 21 (neu) Abs. 1 Satz 2 wird „§ 26 Abs. 2“ 
durch „§ 29 Abs. 2“ ersetzt.

10. In § 23 (neu) Abs. 1 werden „(§§ 23, 24)“ 
durch „(§§ 24,25)“ und „(§ 33)“ durch  
„(§ 31)“ ersetzt.

11. § 25 (neu) Abs. 1 Satz 1 erhält folgenden Wort-
laut: „Der Hebesatz für den Jahresbeitrag be-
trägt ab 01.01.2013 42 v. H. der Bemessungs-
grundlage.“

II. Verfügungen
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12. § 25 (neu) Abs. 1 Sätze 11-14 erhalten fol-
genden Wortlaut: „Hierbei ist die Besoldungs-
gruppe oder der Anwärtergrundbetrag zugrun-
de zu legen, aus der am 1. Januar des laufenden 
Jahres Dienstbezüge an den zu Versorgenden 
zu zahlen waren, für Pfarrer jedoch wenigstens 
die Besoldungsgruppe A 14. Für Kirchenbe-
amte des ersten Einstiegsamtes der zweiten 
Laufbahngruppe, außer derer auf Widerruf, 
ist der Beitragsberechnung wenigstens die Be-
soldungsgruppe A 11, für Kirchenbeamte des 
zweiten Einstiegsamtes der zweiten Laufbahn-
gruppe wenigstens die Besoldungsgruppe A 14 
zugrunde zu legen. Bemessen sich die Versor-
gungsansprüche, die einem Angemeldeten im 
Versorgungsfall bereits zustehen würden, nach 
einer höheren Besoldungsgruppe als derjeni-
gen, aus der er Dienstbezüge erhält, so ist die 
Bemessungsgrundlage nach der höheren Besol-
dungsgruppe zu errechnen. Wird das Dienst-
verhältnis eines Anzumeldenden nach dem 1. 
Januar des laufenden Jahres begründet, tritt 
der Zeitpunkt der Begründung des Dienstver-
hältnisses an die Stelle dieses Zeitpunktes.“

13. In § 25 Abs. 2 Satz 3 wird „(§ 25)“ durch  
„(§ 28)“ ersetzt.

14. Der bisherige § 24 a erhält die Nummerierung 
§ 26, der bisherige § 24 b die Nummerierung  
§ 27. Die Nummerierungen der folgenden Para-
graphen ändern sich entsprechend.

15. § 26 (neu) Abs. 1 Sätze 1 und 2 erhalten fol-
genden Wortlaut: „Für alle bei der Kasse An-
gemeldeten ist ab 01.01.2013 für Zeiten, für die 
höchstens 50 v. H. ruhegehaltfähige Dienstzeit 
angerechnet werden, ein ermäßigter Beitrag in 
Höhe von 34 v. H. der Bemessungsgrundlage 
nach § 25 Abs. 1 Sätze 8 bis 13 zu zahlen. § 25 
Abs. 1 Sätze 2 bis 6 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Erhöhung des Hebesatzes 
lediglich zur Hälfte zu übernehmen ist.“

16. § 27 (neu) Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die §§ 24 Abs. 2 bis 4, 25 Abs. 1 letzter Satz 
und Abs. 3 sowie § 30 gelten entsprechend.“

17. § 29 (neu) Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut:
 „Die Kasse trägt die Versorgungsleistungen, 

wenn eine beteiligte Kirche eine Leistung nach 
Regelungen über die Verteilung der Versor-
gungslasten bei Dienstherrnwechsel in entspre-
chender Anwendung des § 107 b des Beamten-
versorgungsgesetzes (BeamtVG) zu erbringen 
hat.“

 Der bisherige Absatz 4 entfällt.

18. In § 31 (neu) entfallen die bisherigen Absätze 3 
und 4.

19. In § 33 (neu) Abs. 1 und 2 Satz 2 wird „§ 22“ 
durch „§ 23“ ersetzt.

20. Der Abschnitt „VI. Übergangs- und Sonderbe-
stimmungen“ entfällt.

II.

Diese Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2019 
in Kraft.

Nr. 15 Änderung der Satzung des Evange-
lisch-lutherischen Kindertagesstätten-
verbandes Grafschaft Diepholz

Gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden genehmigen wir die vom Verbandsvorstand 
am 4. März 2019 beschlossene Satzungsänderung 
zum 1. Januar 2019:

1. In Absatz 3 Satz 3 der Präambel wird das Wort 
„soll“ durch das Wort „wurde“ ersetzt und das 
Wort „werden“ gestrichen.

2. In § 1 Absatz 1 werden die Wörter „100 ff. der 
Kirchengemeindeordnung“ durch die Angabe 
„8 ff. Regionalgesetz“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Aufzählung wie 

folgt gefasst:
 „- Evangelisch-lutherische integrative Kin-
   der  tagesstätte „Arche Noah“ Drentwede

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte Dörpel

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte St. Michaelis, Diepholz

 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte Friedrichstraße, Diepholz

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte Lappenberg, Diepholz

 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte „Lutherspatzen“ Lemförde

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte Scharringhausen

 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte Aschen

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte Hemsloh

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte St. Hülfe-Heede

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte „Regenbogen“ Sulingen

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte „Pusteblume“ Wagenfeld

 - Evangelisch-lutherische integrative Kin-
dertagesstätte „Thiburi“ Drebber
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 - Evangelisch-lutherische Kindertages-
stätte Wagenfeld-Neustadt“

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
 „Zu diesem Zweck übernimmt der Kinder-

tagesstättenverband die Trägerschaft der 
vorgenannten Kindertagesstätten.“

c) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe c wird das 
Wort „, Sprengelfachberatung“ gestrichen.

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „so-

wie die Fachberatung werden“ gestrichen.
b) In Absatz 6 werden die Wörter „die §§ 100 

bis 111 und“ gestrichen.
5. § 6 Absatz 2 Satz 2 und 3 wird durch folgenden 

Satz 2 ersetzt: „Dies erfolgt in einem beson-
deren Aufgabenverteilungsplan, der mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der 
satzungsmäßigen Mitglieder geändert werden 
kann.“

6. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „im 

Benehmen mit der Sprengelfachberatung“ 
gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Kirchenkreisamtes“ das Komma durch 
das Wort „und“ ersetzt und die Wörter „und 
der Sprengelfachberatung“ gestrichen.

7. In § 9 wir die Angabe „§ 111 KGO“ durch die 
Wörter „§ 15 Absatz 1 Regionalgesetz“ ersetzt.

8. In § 10 wird die Angabe „§ 104 KGO“ durch 
die Wörter „§ 10 Absatz 4 Regionalgesetz“ er-
setzt.

H a n n o v e r, den 16. Mai 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

D r.  K r ä m e r

Nr. 16 Errichtung des Evangelisch-luthe-
rischen Kirchengemeindeverbandes 
Bokeloh und Wunstorf

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden (Regionalgesetz) ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Zur gemeinsamen Erfüllung kirchengemeind-
licher Aufgaben wird ein Kirchengemeindeverband 
mit dem Namen „Evangelisch-lutherischer Kirchen-
gemeindeverband Bokeloh und Wunstorf“ gebildet. 

Mitglieder des Kirchengemeindeverbandes sind:
- die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 

Zum Heiligen Kreuz Bokeloh in Wunstorf,
- die Evangelisch-lutherische Corvinus-Kirchen-

gemeinde Wunstorf in Wunstorf,
- die Evangelisch-lutherische St.-Johannes-Kir-

chengemeinde Wunstorf in Wunstorf und
- die Evangelisch-lutherische Stifts-Kirchenge-

meinde Wunstorf in Wunstorf
(Kirchenkreis Neustadt-Wunstorf).

§ 2

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes und 
der Vermerk über die Genehmigung der Satzung 
werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. Juni 2019 in Kraft.

H a n n o v e r, den 7. Mai 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Satzung des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbandes Bokeloh und 

Wunstorf

§ 1
Mitglieder, Name und Sitz des 
Kirchengemeindeverbandes

(1) Die evangelisch-lutherischen Kirchengemein-
den Zum Heiligen Kreuz in Bokeloh, Corvinus, 
Stift und St. Johannes in Wunstorf, nachfolgend 
Kirchengemeinden genannt, bilden gemäß §§ 8 
ff. Regionalgesetz zur gemeinsamen Erfüllung 
von Aufgaben einen Kirchengemeindeverband.

(2) Der Name des Kirchengemeindeverbandes 
lautet „Evangelisch-lutherischer Kirchenge-
meindeverband Bokeloh und Wunstorf“. Der 
Kirchengemeindeverband hat seinen Sitz in 
Wunstorf. Er ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts.

§ 2
Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes

(1) Ziel und Zweck des Kirchengemeindeverbandes 
ist die engere inhaltliche und personelle Zu-
sammenarbeit der Kirchengemeinden bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Hierzu gehören ins-
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besondere
a) die gemeinsame Stellenplanung und die 

mögliche Anstellungsträgerschaft für Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen aller Arbeits-
bereiche, 

b) die beratende Mitwirkung bei der Pfarr-
stellenbesetzung und Entscheidungen nach 
dem Pfarrergesetz, 

c) die Organisation der Vertretung der Mit-
glieder der Pfarrämter bei Urlaub, Krank-
heit und Dienstbefreiung,

d) die gemeinsame Visitation,
e) die Vernetzung der Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen, insbesondere im Rahmen 
des Projektes „Kurze Wege“,

f) die Vernetzung der Arbeit mit Erwachse-
nen, 

g) die Vernetzung der Arbeit in den Gemein-
debüros, 

h) die Beratung und Entwicklung von Arbeits-
schwerpunkten der Kirchengemeinden,

i) die Vertretung der Kirchengemeinden ge-
genüber dem Kirchenkreis und sonstigen 
Stellen nach dieser Satzung,

j) die Zusammenarbeit beim Gebäudema-
nagement.

(2)  Die rechtliche Selbständigkeit der Kirchenge-
meinden und die kirchengesetzlichen Entschei-
dungskompetenzen ihrer Kirchenvorstände und 
Pfarrämter bleiben unberührt, sofern in dieser 
Satzung nichts anderes geregelt ist.

(3) Dem Kirchengemeindeverband können auf-
grund übereinstimmender Kirchenvorstands-
beschlüsse der Kirchengemeinden weitere Auf-
gaben und Befugnisse übertragen werden.

§ 3
Verbandsvorstand

(1)  Organ des Kirchengemeindeverbandes ist der 
Verbandsvorstand. Dieser besteht aus insgesamt 
acht Personen. Jede Kirchengemeinde entsendet 
bis zu zwei Mitgliedern, von denen mindestens 
ein Mitglied Kirchenvorstandsmitglied sein 
muss. Mitglieder, die nicht im Kirchenvorstand 
sind, werden von der zu entsendenden Gemein-
de vorgeschlagen und vom Verbandsvorstand 
berufen. Dabei darf die Gesamtzahl der beru-
fenen Mitglieder die Zahl zwei nicht überschrei-
ten. Mindestens Zwei der Verbandsvorstands-
mitglieder müssen Geistliche sein. 

(2)  Für jedes gewählte Mitglied kann der Kirchen-
vorstand aus seiner Mitte ein stellvertretendes 
Mitglied wählen. Für jedes berufene Mitglied 
kann der Verbandsvorstand auf Vorschlag des 
Kirchenvorstandes, aus dem das Mitglied beru-
fen wurde, eine/n Stellvertreter/in berufen. 

(3)  Die Verbandsvorstandsmitglieder sollen die 
Interessen und Belange ihrer entsendenden 
Kirchengemeinden in den Verbandsvorstand 
einbringen und den Kontakt zu ihren jeweiligen 
Kirchengemeinden besonders pflegen.

(4)  Ein gewähltes Mitglied oder ein stellvertre-
tendes Mitglied scheidet aus dem Verbandsvor-
stand aus, wenn es aus dem Kirchenvorstand 
ausscheidet, in dem es gewählt worden ist. Der 
betreffende Kirchenvorstand wählt aus seiner 
Mitte unverzüglich einen Nachfolger oder eine 
Nachfolgerin.

(5)  Der Verbandsvorstand wird jeweils innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Neubildung 
der Kirchenvorstände neu gebildet. Er wählt 
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine 
Vorsitzende und einen stellvertretenden Vorsit-
zenden oder eine stellvertretende Vorsitzende.

(6)  An den Sitzungen des Verbandsvorstands kön-
nen die stellvertretenden Verbandsvorstands-
mitglieder sowie die übrigen Mitglieder der 
Kirchenvorstände teilnehmen. Weitere fach-
kundige Personen können beratend teilnehmen, 
wenn der Verbandsvorstand dieses beschließt. 
Die Sitzungen sind grundsätzlich nicht öffent-
lich. Über die Zulassung der Öffentlichkeit ent-
scheidet der Verbandsvorstand in nicht öffent-
licher Sitzung.

(7)  Sitzungen sind von dem oder der Vorsitzenden, 
im Falle seiner oder ihrer Verhinderung von 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden re-
gelmäßig, mindestens jedoch zweimal im Jahr 
einzuberufen. Sie sind auch auf Antrag eines 
Kirchenvorstandes einzuberufen.

(8) Für Abstimmungen im Verbandsvorstand gilt  
§ 44 KGO entsprechend.

(9) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn 
jede der beteiligten Kirchengemeinden durch 
mindestens ein Mitglied vertreten ist, im Üb-
rigen gilt § 43 KGO entsprechend.

§ 4
Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1)  Der Verbandsvorstand trägt die Gesamtverant-
wortung für die Arbeit des Kirchengemeinde-
verbandes im Sinne der in § 2 beschriebenen 
Aufgaben. Er hat insbesondere die folgenden 
Aufgaben:
a) Errichtung, Veränderung, Besetzung und 

Aufhebung von Stellen für Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen des Kirchengemeindever-
bandes und die Erstellung von Dienstan-
weisungen,

b) Mitwirkung an der Pfarrstellenbesetzung 
und an Entscheidungen nach dem Pfarrer-
recht (§ 5),



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/2019

56

c) Wahrnehmung von Befugnissen der Kirchen-
vorstände nach dem Visitationsrecht (§ 7),

d) Abgabe von Stellungnahmen gegenüber dem 
Kirchenkreis im Zuge der Stellenplanung 
unabhängig von den Kirchengemeinden,

e) Entscheidung in weiteren, durch Beschluss 
der beteiligten Kirchenvorstände übertra-
genen Aufgabenbereichen.

(2) Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchenge-
meindeverband in Rechts- und Verwaltungs-
geschäften. In gerichtlichen Verfahren wird 
der Verbandsvorstand durch den Vorsitzenden 
oder die Vorsitzende, bei seiner Verhinderung 
durch den stellvertretenden Vorsitzenden oder 
die stellvertretende Vorsitzende vertreten.

(3) Erklärungen des Verbandsvorstandes, durch 
die für den Kirchengemeindeverband Rechte 
und Pflichten begründet, verändert oder aufge-
hoben oder durch die Vollmachten erteilt wer-
den, sind von dem oder der Vorsitzenden oder 
dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden 
und einem weiteren Mitglied des Verbandsvor-
standes gemeinsam und schriftlich abzugeben. 
Sie sind, sofern sie nicht öffentlich beurkundet 
werden, nur rechtsverbindlich, wenn sie eigen-
händig unterschrieben und mit dem Siegel des 
Kirchengemeindeverbandes versehen worden 
sind. Ist eine kirchenaufsichtliche Genehmi-
gung kirchengesetzlich vorgeschrieben, so ist 
die Erklärung erst mit Erteilung der Genehmi-
gung rechtswirksam. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für Erklärungen des täglichen Geschäfts-
verkehrs.

(4)  Die Bildung von Fachausschüssen ist möglich.

§ 5
Pfarrstellenbesetzung und Pfarrdienstrecht

(1)  Die Kirchenvorstände der Verbandsgemeinden 
nehmen für ihre jeweiligen Kirchengemein-
den die Aufgaben und Befugnisse nach dem 
Pfarrstellenbesetzungsgesetz wahr. Über die 
personelle Besetzung der Pfarrstelle entschei-
det der betroffene Kirchenvorstand. Erfolgt die 
Besetzung einer Pfarrstelle durch Ernennung, 
hat der Kirchenvorstand das Recht zur Abgabe 
einer Stellungnahme gemäß § 18 Absatz 3 des 
Pfarrstellenbesetzungsgesetzes.

(2)  Der Verbandsvorstand wird von den Kirchen-
vorständen der Kirchengemeinden, die eine 
Stelle neu besetzen müssen, an der Beratung 
beteiligt und gibt eine Stellungnahme zum Um-
fang der zu besetzenden Stelle ab, nicht jedoch 
zur personellen Besetzung der zu besetzenden 
Pfarrstelle. 

(3)  Entscheidungen nach dem Pfarrerdienstrecht 
werden von den zum Pfarrbezirk der Pfarr-

stelle gehörenden Kirchenvorständen einver-
nehmlich mit dem Verbandsvorstand getroffen. 
Kommt keine einvernehmliche Stellungnahme 
zustande, ist die Beratung unter Beteiligung 
des Superintendenten/der Superintendentin zu 
wiederholen. Kommt es in der zweiten Beratung 
nicht zu einer Einigung, entscheidet der Ver-
bandsvorstand.

(4)  Voraussetzung für die Besetzung einer Pfarr-
stelle ist die Bereitschaft und Zusage zur Mit-
arbeit im Kirchengemeindeverband.

§ 6
Mitarbeiterstellen des 

Kirchengemeindeverbandes und 
Stellenbesetzungen

(1) Der Kirchengemeindeverband kann zur Erledi-
gung von Gemeinschaftsaufgaben Mitarbeiter-
stellen errichten und fungiert dann als Anstel-
lungsträger. Gleichzeitig könnte es nötig sein, 
entsprechende Mitarbeiterstellen in den Kir-
chengemeinden aufzuheben. Die Zuständigkeit 
hierfür obliegt dem bisherigen Anstellungsträ-
ger.

(2)  Die Finanzierung der Mitarbeiterstellen oder 
Mitarbeiterstellenanteile muss durch die Kir-
chengemeinden oder durch den Kirchenkreis 
vorher sichergestellt werden.

(3)  Über die Besetzung der Mitarbeiterstellen oder 
Mitarbeiterstellenanteile entscheidet der Ver-
bandsvorstand auf Vorschlag der betroffenen 
Kirchengemeinden.

§ 7
Visitation

(1)  Die Kirchengemeinden im Kirchengemeinde-
verband werden gemeinsam visitiert.

(2)  Näheres wird durch eine Visitationsordnung ge-
regelt.

§ 8
Pfarrbezirke und Aufgabenverteilung

(1)  Der Verbandsvorstand ist im Einvernehmen mit 
den betroffenen Pfarrämtern und Kirchenvor-
ständen berechtigt
a) zur Errichtung, Veränderung oder Aufhe-

bung von Pfarrbezirken, soweit notwendig 
unter gleichzeitiger Veränderung der Rech-
te und Pflichten von Pfarramt und Kir-
chenvorstand entsprechend den neuen Zu-
ständigkeiten, die Pfarrbezirke sollen dem 
Umfang nach und arbeitsmäßig möglichst 
nach Stellenumfang gebildet werden;

b)  zur Schaffung von verbindlichen Rege-
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lungen über die Aufgabenverteilung für Pa-
storen und Pastorinnen;

c) Vertretungsregelungen im Einvernehmen 
mit dem Superintendenten oder der Su-
perintendentin zu treffen. Dabei kann in 
Vakanzfällen im Einvernehmen mit dem 
Landessuperintendenten oder der Landes-
superintendentin von der Ernennung eines 
Hauptvertreters abgesehen werden, wenn 
eine wechselseitige Vertretung der Pastoren 
und Pastorinnen im Kirchengemeindever-
band sichergestellt ist. Der Einsatz von an-
deren Personen mit Aufgaben eines Neben-
vertreters durch den Superintendenten oder 
der Superintendentin im Benehmen mit 
dem Verbandsvorstand sowie Regelungen 
der vorübergehenden Vertretung bleiben 
unberührt;

d) einzelne gemeindeübergreifende Aufgaben-
gebiete den einzelnen Pastoren und Pasto-
rinnen und sonstigen Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen im Kirchengemeindeverband 
zuzuweisen.

§ 9
Pfarramtliche Zusammenarbeit

(1)  Die Pastoren und Pastorinnen, die gemäß § 19 
der Kirchengemeindeordnung in den Kirchen-
gemeinden die Pfarrämter verwalten, arbei-
ten im Kirchengemeindeverband zusammen. 
Im Einvernehmen mit dem Verbandsvorstand 
wählen sie aus ihrer Mitte einen geschäftsfüh-
renden Pastor oder eine geschäftsführende Pa-
storin und einen Stellvertreter oder eine Stell-
vertreterin. Es sollen regelmäßige gemeinsame 
Dienstbesprechungen stattfinden.

(2) Der Verbandsvorstand regelt im Einvernehmen 
mit den Pastoren und Pastorinnen sowie den 
Kirchenvorständen die Zuordnung zu den Kir-
chenvorständen. Dabei ist zu beachten, dass je-
der Pastor und jede Pastorin Mitglied in einem 
Kirchenvorstand ist und in jedem Kirchenvor-
stand ein Pastor oder eine Pastorin Mitglied ist.

(3)  Die Pfarrämter geben dem Verbandsvorstand 
und den Kirchenvorständen einen Jahresbe-
richt. Auf dieser Grundlage wird die Vorauspla-
nung der Arbeit für das nächste Jahr beraten.

§ 10
Haushalt und Finanzierung

Für den Kirchengemeindeverband wird ein Haus-
haltsplan aufgestellt, der vom Verbandsvorstand 
festzustellen ist. Der Aufwand des Kirchengemein-
deverbandes wird aus Umlagen finanziert. Soweit es 
sich um Aufwendungen handelt, die alle Kirchen-

gemeinden betreffen, bestimmt sich die Umlage 
nach dem Verhältnis der Gemeindegliederzahlen. 
Beziehen sich Aufwendungen nur auf einzelne Kir-
chengemeinden, so tragen nur diese im Verhältnis 
ihrer Gemeindegliederzahlen zur Umlage bei. Für 
einzelne Projekte kann ein abweichender Schlüssel 
beschlossen werden.

§ 11
Verwaltungshilfe

Das Kirchenamt in Wunstorf nimmt für den Kir-
chengemeindeverband Aufgaben gemäß § 64 der 
Kirchengemeindeordnung wahr.

§ 12
Schiedsklausel

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Kirchengemeindeverband und den Kirchengemein-
den sowie unter den Kirchengemeinden über Rechte 
und Pflichten aus der regionalen Zusammenarbeit 
entscheidet nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Regionalgesetz 
der Kirchenkreisvorstand.

§ 13
Satzungsänderung

(1)  Der Verbandsvorstand kann die Satzung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen 
seiner satzungsmäßigen Mitglieder ändern. Für 
Änderungen der Aufgaben des Kirchengemein-
deverbandes sowie der Zahl der zu wählenden 
geistlichen und nichtgeistlichen Mitglieder des 
Verbandsvorstandes und ihrer Verteilung auf 
die Kirchengemeinden bedarf es der Zustim-
mung aller Kirchenvorstände.

(2)  Die Änderung der Satzung bedarf der Geneh-
migung durch das Landeskirchenamt.

§ 14
Aufhebung, Ausscheiden

(1)  Das Landeskirchenamt kann den Kirchenge-
meindeverband auf Antrag des Verbandsvor-
standes oder eines Kirchenvorstandes oder von 
Amts wegen aufheben.

(2)  Jede Kirchengemeinde kann frühestens nach 
zwei Jahren mit einer Frist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres ihre Ausgliede-
rung aus dem Kirchengemeindeverband beim 
Landeskirchenamt beantragen.

§ 15
Inkrafttreten, Genehmigung

(1)  Diese Satzung tritt am 01.06.2019 in Kraft.
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(2)  Die Satzung bedarf der kirchenaufsichtlichen 
Genehmigung durch das Landeskirchenamt.

B o k e l o h, den 11. März 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Bokeloh
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

W u n s t o r f, den 8. März 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Corvinus
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

W u n s t o r f, den 8. März 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Stift
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

W u n s t o r f, den 11. März 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde St. Johannes
(Vorsitzende/r) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß  
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 6. April 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 17 Erweiterung des Evangelisch-luthe-
rischen Kirchengemeindeverbandes 
Neustadt-Nord um die Evangelisch-lu-
therische Kirchengemeinde Basse

Urkunde

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden ordnen wir Folgendes an:

§ 1

Die Evangelisch-lutherische Simon-und-Judas-
Kirchengemeinde Basse in Neustadt a. Rbge. (Kir-
chenkreis Neustadt-Wunstorf) wird Verbandsglied 
des Evangelisch-lutherischen Kirchengemeindever-
bandes Neustadt-Nord.

§ 2

Die genehmigte Satzungsänderung wird im Kirch-
lichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 3

Diese Anordnung tritt am 1. Mai 2019 in Kraft.

H a n n o v e r, den 5. April 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Änderung der Satzung des Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeindeverbandes 

Neustadt-Nord

Gemäß § 10 Absatz 4 Satz 2 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden genehmigen wir die vom Verbandsvorstand 
am 6. November 2018 beschlossene Satzungsände-
rung:
1. In § 1 Absatz 1 wird vor dem Wort „Dudensen“ 

das Wort „Basse,“ eingefügt.
2. § 5 wird wie folgt gefasst:

§ 5
Pfarrstellenbesetzung und 

Pfarrerdienstrecht

(1)  Der Verbandsvorstand nimmt die Aufgaben 
und Befugnisse der Kirchenvorstände nach 
dem Pfarrstellenbesetzungsgesetz wahr.

(2)  Der Verbandsvorstand trifft seine Entscheidung 
im Einvernehmen mit den Kirchenvorstän-
den derjenigen Kirchengemeinden, die ganz 
oder teilweise zum Pfarrbezirk der betroffenen 
Pfarrstelle gehören.

(3)  Wird bei der Besetzung einer Pfarrstelle durch 
Wahl das Besetzungsverfahren gemäß § 38 Ab-
satz 3 Satz 4 Pfarrstellenbesetzungsgesetz wie-
derholt, ohne dass es zu einer Verständigung 
zwischen den betroffenen Kirchenvorständen 
und dem Verbandsvorstand kommt, entscheidet 
der Verbandsvorstand über die Besetzung.

H a n n o v e r, den 5. April 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer
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Nr. 18 Errichtung der Evangelisch-luthe-
rischen Gesamtkirchengemeinde Neu-
haus-Tripkau

Urkunde

Gemäß § 17 Absatz 1 und 3 des Kirchengesetzes 
über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden (Regionalgesetz) ordnen wir Folgendes an:

§ 1

(1) Aus der Evangelisch-lutherischen St.-Marien-
Kirchengemeinde Neuhaus in Amt Neuhaus 
und der Evangelisch-lutherischen St.-Mariä-
Kirchengemeinde Tripkau in Amt Neuhaus 
(Kirchenkreis Lüneburg) wird die „Evange-
lisch-lutherische Gesamtkirchengemeinde 
Neuhaus-Tripkau“ in Amt Neuhaus gebildet.

(2)  Die in Absatz 1 genannten bisherigen Kirchen-
gemeinden bleiben als Ortskirchengemeinden 
gemäß § 16 Absatz 2 Regionalgesetz bestehen.

§ 2

Bis zur Neubildung des Gesamtkirchenvorstandes 
der Evangelisch-lutherischen Gesamtkirchenge-
meinde Neuhaus-Tripkau werden die bisherigen 
Mitglieder der Kirchenvorstände Mitglieder des Ge-
samtkirchenvorstandes.

§ 3

Die Satzung der Gesamtkirchengemeinde und der 
Vermerk über die Genehmigung der Satzung wer-
den im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

§ 4

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2019 in Kraft.

H a n n o v e r, den 27. März 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Satzung der Evangelisch-lutherischen 
Gesamtkirchengemeinde Neuhaus-Tripkau

Aufgrund des § 18 Absatz 1 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die regionale Zusammenarbeit von 
Kirchengemeinden (Regionalgesetz – RegG) vom 

15. Dezember 2015 (Kirchl. Amtsbl. S. 107) haben 
die Kirchenvorstände der an der Gesamtkirchenge-
meinde beteiligten Kirchengemeinden die nachfol-
gende Satzung beschlossen.

§ 1
Name, Sitz und beteiligte 

Kirchengemeinden 

(1) Die Gesamtkirchengemeinde führt den Namen 
„Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde 
Amt Neuhaus“. Sie ist eine Gesamtkirchenge-
meinde nach §§ 16 ff. Regionalgesetz.

(2) Die Gesamtkirchengemeinde ist eine Körper-
schaft des Kirchenrechts und zugleich eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
ihren Sitz in Neuhaus/Elbe.

(3) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemein-
de Neuhaus und die Evangelisch-lutherische 
Kirchengemeinde Tripkau sind Ortskirchen-
gemeinden der Gesamtkirchengemeinde. Die 
Ortskirchengemeinden sind Körperschaften 
des Kirchenrechts und zugleich Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts. Die Mitglieder der 
Ortskirchengemeinden sind zugleich Mitglieder 
der Gesamtkirchengemeinde.

§ 2
Gesamtkirchengemeinde

(1) Der Gesamtkirchenvorstand vertritt die Ge-
samtkirchengemeinde. Er vertritt auch die 
Ortsgemeinden, soweit für deren Vertretung 
nicht nach § 4 Absatz 2 der Ortskirchenvor-
stand zuständig ist.

(2) Für die Tätigkeit des Gesamtkirchenvorstandes 
gelten die Bestimmungen über die Tätigkeit 
eines Kirchenvorstandes entsprechend.

(3) In Rechts- und Verwaltungsgeschäften sowie 
in gerichtlichen Verfahren wird der Gesamtkir-
chenvorstand durch den Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende, bei seiner oder ihrer Verhinderung 
durch den stellvertretenden Vorsitzenden oder 
die stellvertretende Vorsitzende vertreten.

(4) Für die Wahl zum Gesamtkirchenvorstand ist 
in jeder Ortskirchengemeinde mindestens ein 
Wahlbezirk zu bilden.

§ 3
Aufgaben der Ortskirchengemeinden

(1) Die Gesamtkirchengemeinde nimmt für die an 
ihr beteiligten Ortskirchengemeinden alle Auf-
gaben wahr, die nicht durch die Satzung einer 
einzelnen oder mehreren Ortskirchengemein-
den übertragen werden. Den Ortskirchenge-
meinden sind folgende Aufgaben übertragen:
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a. Entscheidungen über die Verpachtung des 
Grundbesitzes der Ortskirchengemeinde.

b. Entscheidungen über die Bauunterhaltung 
der Kirchengebäude der Ortskirchenge-
meinde, soweit die zu erwartenden Aufwen-
dungen einen Gesamtbetrag von 2.000 € 
nicht überschreiten.

c. Stellungnahmen zur Pfarrstellenbesetzung 
und zur Abgrenzung der Pfarrbezirke (§ 5).

d. Festlegung von Kollektenzwecken (§ 7).
e. Entscheidungen über die Ordnung des Got-

tesdienstes in der Ortskirchengemeinde.

§ 4
Ortskirchenvorstand

(1) Der Gesamtkirchenvorstand beruft für jede 
Ortskirchengemeinde einen Ortskirchenvor-
stand. Diesem gehören die Mitglieder des Ge-
samtkirchenvorstandes, die Mitglieder der 
Ortskirchengemeinde sind, an. Der Gesamtkir-
chenvorstand kann weitere Mitglieder in den 
Ortskirchenvorstand berufen, sofern diese Mit-
glieder der Ortskirchengemeinde sind.

(2) Der Ortskirchenvorstand vertritt die Ortskir-
chengemeinde, soweit dieser nach dieser Sat-
zung Aufgaben übertragen sind. § 2 Absätze 2 
und 3 gelten entsprechend. Der Ortskirchenvor-
stand berät und beschließt über die der Ortskir-
chengemeinde übertragenen Aufgaben.

(3) Die Ortskirchenvorstände führen die Siegel 
der an der Gesamtkirchengemeinde beteiligten 
Kirchengemeinden weiter.

§ 5
Pfarrstellenbesetzung und Pfarrbezirke

(1) Der Gesamtkirchenvorstand übernimmt die 
Aufgaben und Befugnisse der Kirchenvor-
stände nach dem Pfarrstellenbesetzungsgesetz 
wahr. Bei der Besetzung einer Pfarrstelle ist 
das Benehmen mit den Ortskirchenvorständen 
derjenigen Kirchengemeinden herzustellen, die 
ganz oder teilweise zum Pfarrbezirk der betrof-
fenen Pfarrstelle gehören.

(2) Über die Abgrenzung der Pfarrbezirke ent-
scheidet der Gesamtkirchenvorstand nach An-
hörung der Ortskirchenvorstände der betrof-
fenen Ortskirchengemeinden.

§ 6
Haushalt und Finanzierung

(1) Die Gesamtkirchengemeinde kann für einzelne 
Arbeitsbereiche Budgets zur Verfügung stellen.

(2) Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens der Ortskirchengemeinde verblei-
ben bei der Ortskirchengemeinde. Entspre-
chendes gilt für Erträge der Ortskirchenge-
meinde aus zweckgebundenem Vermögen.

§ 7
Kollekten und Spenden

(1) Jeder Ortskirchenvorstand kann pro Kollekten-
jahr
a. bis zu drei Wahlpflichtkollekten mit einem 

anderen Zweck belegen und
b. bei bis zu fünf freien Kollekten den Kollek-

tenzweck festlegen.
(2) Das freiwillige Kirchgeld ist für die Zwecke der 

jeweiligen Ortskirchengemeinde zu verwenden, 
soweit es nicht ausdrücklich für einen anderen 
Zweck eingeworben wird.

§ 8
Satzungsänderung

(1) Der Gesamtkirchenvorstand kann die Satzung 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim-
men seiner gesetzlichen Mitglieder ändern.

(2) Die Änderung bedarf der Genehmigung durch 
das Landeskirchenamt.

§ 9
Aufhebung

(1) Das Landeskirchenamt kann auf Antrag des 
Gesamtkirchenvorstandes, eines Ortskirchen-
vorstandes oder von Amts wegen die Gesamt-
kirchengemeinde aufheben.

(2) Im Fall der Aufhebung der Gesamtkirchenge-
meinde gehen vorhandene Vermögensgegen-
stände, die von einer Ortskirchengemeinde auf 
die Gesamtkirchengemeinde übertragen wor-
den sind, auf die jeweilige Ortskirchengemein-
de über. Alle weiteren Vermögensgegenstände 
und die Geldmittel der Gesamtkirchengemein-
de gehen proportional zu den Gemeindeglieder-
zahlen der Ortsgemeinden auf diese über.

(3) Der Gesamtkirchenvorstand kann im Einver-
nehmen mit den betroffenen Ortskirchenvor-
ständen von Absatz 2 abweichende Regelungen 
treffen.

§ 10
Inkrafttreten, Genehmigung

Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Zustimmung 
des Landeskirchenamtes am 1.1.2019 in Kraft.
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N e u h a u s, den 31. Januar 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Neuhaus
(Vorsitzende) (Mitglied) (L.S.)

T r i p k a u, den 31. Januar 2019
Für den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Tripkau
(Vorsitzende) (Mitglied) (L.S.)

Die vorstehende Satzung genehmigen wir gemäß  
§ 18 Absatz 1 Satz 2 Regionalgesetz kirchenauf-
sichtlich.

H a n n o v e r, den 27. März 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Nr. 19 Zusammenlegung der evangelisch-lu-
therischen Kirchengemeinden Diony-
sius und Martin Luther Bremerhaven-
Wulsdorf (Kirchenkreis Bremerhaven), 
hier: Berichtigung

Urkunde

Gemäß § 5 der Kirchengemeindeordnung wird 
Folgendes angeordnet:

§ 1

(1)  Mit Anordnung vom 10. November 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 187) wurden die Evangelisch-luthe-
rische Dionysius-Kirchengemeinde Bremerha-
ven-Wulsdorf und die Evangelisch-lutherische 
Martin-Luther-Kirchengemeinde Bremerhaven-
Wulsdorf (Kirchenkreis Bremerhaven) zum  
1. Juni 2018 zur Evangelisch-lutherischen Kir-
chengemeinde Wulsdorf in Bremerhaven zu-
sammengelegt.

(2)  Diese Anordnung wird wie folgt berichtigt:

1. In § 3 Absatz 2 Nr. 5 wird die Angabe 
„152“ durch die Angabe „154“ ersetzt.

2. In § 4 Absatz 2 Nr. 10 wird die Angabe 
„5196“ durch die Angabe „3008“ ersetzt.

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
2018 in Kraft.

H a n n o v e r, den 19. Juni 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

(L.S.) D r.  K rä mer

Berichtigung

Die Anordnung vom 10. November 2017 (Kirchl. 
Amtsbl. S. 187) ist wie folgt zu berichtigen:

In § 3 Absatz 1 ist das Wort „Pfarre“ jeweils durch 
das Wort „Kirche“ zu ersetzen.

H a n n o v e r, den 19. Juni 2019

Das Landeskirchenamt

In Vertretung:

 D r.  K rä mer
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Nr. 20 Beauftragung für Gemeindeberatung / 
Organisationsentwicklung

Ha n nover, den 28. Mai 2019

Durch das Arbeitsfeld Gemeindeberatung / Orga-
nisationsentwicklung im Haus kirchlicher Dienste 
wird Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Einrich-
tungen und Gremien in der Landeskirche Gemein-
deberatung und Beratung zur Organisationsent-
wicklung angeboten.

Folgende Personen sind zurzeit von uns beauf-
tragt, als Gemeindeberaterin oder Gemeindeberater 
tätig zu werden:

 - Lars Arneke, Diakon, Hannover
 - Jürgen Bade, Pastor i.R., Uelzen
 - Ingrid Baum, Sozialarbeiterin, Herzberg
 - Volker Böhling, Direktionsbeauftragter,  

Neuenkirchen
 - Ortwin Brand, Pastor, Seelze
 - Matthias Conrad, Diakon, Esens
 - Kerstin Dierolf, Diakonin, Langwedel
 - Wolfgang Dressel, Pastor, Garbsen
 - Ralf Drewes, Pastor, Hannover
 - Philipp Elhaus, Pastor, Hannover
 - Henning Enge, Diakon, Melle
 - Jörg Engmann, Sozialarbeiter, Hannover
 - Andrea Gärtig, Diakonin, Ganderkesee
 - Claudia Gerke, Diakonin, Seelze
 - Gudrun Germershausen, Dipl.-Supervisorin, 

Braunschweig
 - Elke Hartebrodt-Schwier, Diakonin, Hannover
 - Katja Hedel, Pastorin, Syke-Gessel
 - Uta Heine, Pastorin, Wolfsburg
 - Karl-Heinz Himstedt, Amtsleiter KKA,  

Herzberg
 - Riikka Hinkelmann, Pastorin, Neustadt am 

Rbg. 

 - Uwe Huchthausen, Diakon, Stadthagen
 - Gudrun Junge, Pastorin, Buxtehude
 - Imme Koch-Seydell, Diakonin, Otterndorf
 - Stephan Kuckuck, Dipl. Pädagoge, Hannover
 - Frauke Lange, Pastorin, Edemissen
 - Gert Liebenehm-Degenhard, Pastor, Nörten-

Hardenberg
 - Michael Ließ, Diakon, Emmerthal
 - Florian Moitje, Pastor, Uelzen
 - Henrike Müller, Pastorin, Hannover
 - Dr. Vera Christina Pabst, Pastorin, Hildesheim
 - Jörg Pahling, Diakon, Schneverdingen
 - Andreas Pasewark, Pastor, Hannover
 - Cornelia Poscher, Diakonin, Bad Iburg
 - Olaf Ripke, Pastor, Celle
 - Sabine Rösner, Diakonin, Hannover
 - Lars Rüter, Pastor, Lauenbrück
 - Marc-Tell Schimke, Dipl.-Verwaltungswirt, 

Syke
 - Ulrike Schimmelpfeng, Pastorin, Hameln
 - Henning Schlüse, Diakon, Hannover
 - Christa Schulz-Achelis, Diakonin, Hannover
 - Herbert Seevers, Pastor, Walsrode
 - Henning Seiffert, Pastor, Seevetal
 - Peter Seydell, Pastor, Lamstedt
 - Martin Specht, Pastor, Norden
 - Rita Steinbreder, Diakonin, Wallenhorst
 - Caroline Warnecke, Pastorin, Seevetal
 - Ina Weiland, Pfarramtssekretärin, Garbsen
 - Matthias Wöhrmann, Pastor, Hildesheim

Anfragen wegen Beratung sind an das Arbeitsfeld 
Gemeindeberatung / Organisationsentwicklung (GB 
/ OE) im Haus kirchlicher Dienste, Archivstr. 3, 
30169 Hannover (Tel.: 0511 1241-310) zu richten.

Das Landeskirchenamt

D r.  Spr inger

III. Mitteilungen
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Nr. 21  Rundverfügungen des Landeskirchenamtes vom 1. Januar bis 31. März 2019

1. An alle Pfarrämter und Kirchenvorstände

Nr. Datum Aktenzeichen Betr.:

G 1/2019 15.01.2019 N-732-1
R 490

Sonderzahlungen an die Kirchenkreise und  
Kirchengemeinden für die Haushaltsjahre 2019 
und 2020

G 2/2019 21.03.2019 N-570-14.2
R 120-1

E-Mail-Umstellung aller @evlka.de-Adressen

2. An alle Pfarrämter und Kirchenvorstände

Nr. Datum Aktenzeichen Betr.:

K 1/2019 07.03.2019 N-374-6/15
R 4923

Ermittlung des Personalbedarfs von Kirchenäm-
tern bei Wahrnehmung von Pflichtaufgaben im 
Sinne des Aufgabenverzeichnisses

Hinweis:
Nach der Neufassung von § 8 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG; vgl. Seite 158 im Kirchl. Amts-
bl. Nr. 6/2010) werden Pfarrstellen seit Januar 2011 rechtsverbindlich nur noch im Internet unter

www.freie-pfarrstellen.de 

ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Stellen erscheinen dort zum 1. jeden Monats. 

Nachrichtlich:
Das Kirchenamt der EKD schreibt die Wiederbesetzung der Auslandspfarrstellen in Addis Abeba (Äthi-
opien), La Paz (Bolivien), Quito (Ecuador), Cambridge (Großbritannien), Teneriffa-Nord (Spanien) aus. 
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informationen über die jeweilige Pfarrstelle erhalten Sie online 
unter https://www.ekd.de/Urlaubsseelsorge-23739.htm

Des Weiteren schreibt das Kirchenamt der EKD die Wiederbesetzung der Auslandspfarrstelle in Jerusalem 
(Israel) aus. Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informationen hierzu erhalten Sie online unter 
www.ekd.de/auslandspfarrstellen

IV. Stellenausschreibungen



Kirchl. Amtsbl. Hannover Nr. 2/2019

Herausgeber:  Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, Landeskirchenamt, 
  Rote Reihe 6, 30169 Hannover
  Telefon: 0511 1241-0, Fax: 0511 1241-266

 NORD-LB Hannover IBAN: DE78 2505 0000 0101 3591 31  BIC: NOLADE2HXXX
 Evangelische Bank IBAN: DE76 5206 0410 0000 0060 09  BIC: GENODEF1EK1

Druck:   Leinebergland Druck GmbH & Co. KG, Alfeld

Die Lieferung an kirchliche Dienststellen der Landeskirche ist unentgeltlich. 

Das Kirchliche Amtsblatt ist auch online abrufbar unter: 
http://www.landeskirche-hannovers.de/evlka-de/meta/service/kirchliches-amtsblatt 

Erscheinungsweise: nach Bedarf




